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I .  Gesetze ,  Rechtsverordnungen,  Verwal tungsanordnungen

Richtlinien für Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft
in der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche

(Friedhofsrichtlinien)
Vom 13. Juli 2007

Das Nordelbische Kirchenamt hat aufgrund von Arti-
kel 102 Abs. 3 der Verfassung der Nordelbischen Ev.-Luth.
Kirche folgende Richtlinien für Friedhöfe in kirchlicher Trä-
gerschaft erlassen: 

Inhaltsübersicht
§ 1 Aufgabe des Friedhofs
§ 2 Rechtsstellung des Friedhofs
§ 3 Bestimmung des Friedhofs
§ 4 Anlegung und Erweiterung des Friedhofs
§ 5 Friedhofsbauten und ihre Umgebung
§ 6 Umwelt- und Naturschutz, „faire“ Grabsteine
§ 7 Leitung und Verwaltung des Friedhofs, Aufsicht
§ 8 Friedhofssatzung
§ 9 Friedhofsgebührensatzung, Gebührenfestsetzung und

Vollstreckung
§ 10 Amtliche Bekanntmachung
§ 11 Haushalts- bzw. Wirtschaftsführung und Verwaltung

des Friedhofsvermögens
§ 12 Steuerpflicht für kirchliche Friedhöfe
§ 13 Dauergrabpflege
§ 14 Bestattungen
§ 15 Bestattung von tot- oder fehlgeborenen Kindern
§ 16 Bestattung ohne Sarg
§ 17 Verzicht auf anonyme Bestattungen
§ 18 Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft
§ 19 Verkehrssicherungspflicht, Unfallverhütung, 

Arbeitssicherheit
§ 20 Gewerbliche Arbeiten
§ 21 Schließung und Entwidmung des Friedhofs 
§ 22 Verwaltungsakte
§ 23 Kirchenkreisbeauftragte für das Friedhofswesen
§ 24 Schlussbestimmungen

§ 1
Aufgabe des Friedhofs

Christliche Friedhöfe sind Stätten der Verkündigung des
Glaubens an die Auferstehung. Sie weisen hin auf Gottes Ruf
zum ewigen Leben und geben dadurch Trost. Friedhöfe sind
daher ein bedeutender Teil kirchlicher Arbeit in den Gemein-
den.

§ 2
Rechtsstellung des Friedhofs

(1) Der Friedhof in kirchlicher Trägerschaft (kirchlicher
Friedhof) ist eine öffentliche Einrichtung in der Rechtsform ei-
ner unselbstständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt. Er ent-
steht durch die Widmung und soll durch eine gottesdienstli-
che Handlung (Agende IV) in Gebrauch genommen werden.

(2) Der kirchliche Friedhof genießt den besonderen staatli-
chen Schutz der verfassungsrechtlichen Ordnung.

§ 3
Bestimmung des Friedhofs

(1) Der kirchliche Friedhof dient der Bestattung aller Perso-
nen, die bei ihrem Tod Gemeindeglieder im Bereich des Fried-

hofsträgers waren, ein Recht auf Bestattung in einer bestimm-
ten Grabstätte besaßen oder durch sonstige rechtliche Rege-
lungen diesen gleichzustellen sind, sowie der Personen, die
vor ihrem Tode zwar außerhalb des Bereiches des Friedhofs-
trägers gelebt haben (z. B. in Alten- und Pflegeheimen), je-
doch davor Gemeindeglieder im Bereich des Friedhofsträgers
waren. 

(2) Ferner können bestattet werden:
1. Personen, die bei ihrem Tod im Bereich des Friedhofsträ-

gers gelebt haben und die im Zeitpunkt ihres Ablebens
Glieder von Religionsgemeinschaften waren, die den Ar-
beitsgemeinschaften Christlicher Kirchen in Hamburg
oder Schleswig-Holstein angehören,

2. Angehörige anderen Glaubens und Personen ohne Zuge-
hörigkeit zu einer Glaubensgemeinschaft, wenn sie bei
ihrem Tod im Bereich des Friedhofsträgers gelebt haben
und wenn es sich um einen Monopolfriedhof handelt.

(3) Ausnahmen von Absatz 1 und 2 bedürfen der Entschei-
dung des Friedhofsträgers.

§ 4
Anlegung und Erweiterung des Friedhofs

(1) Die Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände
und Kirchenkreise sind berechtigt, eigene Friedhöfe anzule-
gen und zu erweitern (Artikel 22 Abs. 2 des Vertrages zwi-
schen dem Land Schleswig-Holstein und den Landeskirchen
in Schleswig-Holstein vom 23. April 1957 – Kieler Staatskir-
chenvertrag –, § 20 Abs. 2 des Bestattungsgesetzes Schleswig-
Holstein; Artikel 10 Abs. 1 des Vertrages zwischen der Freien
und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche vom 17. Oktober 2006 – Hamburger
Staatskirchenvertrag – sowie § 31 Abs. 2 des Bestattungsge-
setzes Hamburg).
Die Beschlüsse der Körperschaften bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsicht führenden Stelle (für Kirchenkreise nach
Artikel 38 Buchstabe l der Verfassung; für Kirchengemeinden
und Kirchengemeindeverbände, soweit es durch Kirchen-
kreissatzung bestimmt ist). In Schleswig-Holstein sind die be-
absichtigte Anlegung und wesentliche Veränderung eines
Friedhofs dem Kreis oder der kreisfreien Stadt rechtzeitig an-
zuzeigen (§ 20 Abs. 2 des Bestattungsgesetzes Schleswig-Hol-
stein).

(2) Die Führung eines Friedhofs durch einen kirchlichen
Träger ist erwünscht, weil damit seelsorgerliche Aufgaben
besser wahrgenommen werden können.

(3) Ein kirchlicher Friedhof soll nur angelegt oder erweitert
werden, wenn es aufgrund der örtlichen Gegebenheiten an-
gebracht ist und ein Bedarf vorliegt.

(4) Die kirchlichen Körperschaften haben im Rahmen ihrer
Beteiligung als Träger öffentlicher Belange bei der Bauleitpla-
nung (§ 4 des Baugesetzbuches) darauf hinzuwirken, dass
ausreichende Friedhofsflächen ausgewiesen und Belange be-
stehender Friedhöfe nicht beeinträchtigt werden (siehe auch
§ 18 der Grundstücksrichtlinien der NEK).

(5) Bei Neuanlagen und Erweiterungen ist in der Regel ein
Garten- und Landschaftsarchitekt oder eine Garten- und
Landschaftsarchitektin hinzuzuziehen. Sie sind auf die Be-
stimmungen der §§ 5 und 6 hinzuweisen. Die Richtlinien für
die Verwaltung des kirchlichen Grundeigentums sind zu be-
achten. Durch ein geologisches Gutachten ist zu untersuchen,
ob das vorgesehene Grundstück für Friedhofszwecke geeig-
net ist.
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(6) Friedhöfe gehören aus Gründen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung grundsätzlich in den Aufgabenbereich der
örtlichen Ordnungsbehörden (Schleswig-Holstein: §§ 162 ff.
des Landesverwaltungsgesetzes, Hamburg: § 3 Abs. 1 des Ge-
setzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung).
Daher hat sich eine Kommunalgemeinde, die weder einen
eigenen Friedhof unterhält noch die Bestattung durch Formen
der kommunalen Zusammenarbeit sicherstellt, an den Kosten
des kirchlichen Friedhofs zu beteiligen, die nicht durch Ge-
bühren oder Benutzungsentgelte gedeckt werden können.
Dies ist in § 22 Abs. 2 des Bestattungsgesetzes Schleswig-Hol-
stein ausdrücklich festgeschrieben. 

§ 5
Friedhofsbauten und ihre Umgebung

(1) Für Friedhofsbauten jeglicher Art ist nach der Allgemei-
nen Verwaltungsanordnung über Planung und Genehmi-
gung von Bauvorhaben beim Nordelbischen Kirchenamt vor
Einleitung der Bauplanung bzw. vor jeder Beteiligung eines
Architekten oder einer Architektin die Bauberatung zu bean-
tragen.

(2) Ebenso ist in Schleswig-Holstein bei allen Umgestal-
tungen von Friedhöfen und denkmalgeschützten Gebäuden
und Grüften einschließlich einer Veränderung von Friedhofs-
mauern oder eines Baumkranzes um den Friedhof herum
nach Artikel 25 des Kieler Staatskirchenvertrages i. V. m. § 9
des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmal-
schutzgesetz – DSchG) über das Nordelbische Kirchenamt
das Benehmen mit den Stellen der staatlichen Denkmalpflege
herzustellen.
In Hamburg sind die Bestimmungen des Denkmalschutzge-
setzes, insbesondere die §§ 8, 9 und 10, einzuhalten.

(3) Im Einzelfall können sich für Alleen oder Einzelbäume
Erhaltungsgebote aus örtlichen Baumschutzsatzungen und/
oder aufgrund allgemeiner Festlegungen im Bundesnatur-
schutzgesetz ergeben. In diesem Fall ist vor einer Verände-
rung die Zustimmung der jeweilig zuständigen Naturschutz-
behörde einzuholen.

§ 6
Umwelt- und Naturschutz,

„Faire“ Grabsteine
(1) Den Belangen des Umweltschutzes ist auf den kirchli-

chen Friedhöfen Rechnung zu tragen. Der Friedhofsträger
soll seinen Friedhof als ökologisches Rückzugsgebiet um-
weltfreundlich gestalten und bewirtschaften. Weitere geeig-
nete Maßnahmen sind dem im Anhang 3 beigefügten Merk-
blatt für den Umwelt- und Naturschutz auf den kirchlichen
Friedhöfen zu entnehmen.

(2) Der Friedhofsträger hat darauf hinzuwirken, dass auf
die Verwendung von Kunststoffen und umweltgefährden-
den Stoffen verzichtet wird. Entsprechende Bestimmungen
sind in die Friedhofssatzung aufzunehmen (§ 29 der Muster-
Friedhofssatzung).

(3) Der Friedhofsträger hat darauf hinzuwirken, dass auf
die Verwendung von importierten Grabsteinen, die nicht
unter fairen Arbeitsbedingungen, insbesondere mit Kinder-
arbeit produziert werden, verzichtet wird. Entsprechende Be-
stimmungen sind in die Friedhofssatzung aufzunehmen (§ 26
Abs. 1 der Muster-Friedhofssatzung).

§ 7
Leitung und Verwaltung des Friedhofs, Aufsicht

(1) Der Friedhofsträger leitet und verwaltet den Friedhof.
Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach den kirchli-
chen und staatlichen Bestimmungen, insbesondere nach die-

sen Richtlinien sowie der Friedhofssatzung und der Fried-
hofsgebührensatzung (Anhänge 1 und 2).

(2) Der Friedhofsträger hat für eine würdige Gestaltung des
Friedhofs und seiner Einrichtungen und Gebäude zu sorgen.
Außerdem soll er friedhofskulturelle Gesichtspunkte berück-
sichtigen.

(3) Der Friedhofsträger kann für die laufenden Verwal-
tungsaufgaben einen Friedhofsausschuss bilden (Artikel 17
Abs. 3 und Artikel 30 Abs. 3 der Verfassung). Dessen Amtszeit
endet mit dem ersten Zusammentreten des neugebildeten
Friedhofsausschusses (Artikel 118 Abs. 1 der Verfassung).

(4) Für den Friedhof sind folgende Pläne und Verzeichnisse
zu führen:
1. Gesamtplan,
2. Lageplan,
3. topographisches Grabregister (2fach) mit Angaben über

Nutzungsberechtigte, Nutzungszeit und Bestattungen so-
wie Bezeichnung, Größe und Lage der Grabstätte,

4. chronologisches Bestattungsregister,
5. Inventarverzeichnis.

Die Führung durch elektronische Datenverarbeitung ist zu-
lässig.

(5) Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft dürfen nicht ohne
zwingende Gründe in andere Trägerschaft übergeführt wer-
den. Vor der Entscheidung über die Überführung ist eine Stel-
lungnahme des Nordelbischen Kirchenamtes einzuholen.

(6) Die Aufsicht über die Friedhofsträger führt bei Friedhö-
fen der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und
der Friedhofsverbände der Kirchenkreisvorstand (Artikel 33
Abs. 1 und Artikel 51 Abs. 3 der Verfassung), bei Friedhöfen
der Kirchenkreise das Nordelbische Kirchenamt (Artikel 103
Abs. 1 der Verfassung). 

§ 8
Friedhofssatzung

(1) Für den kirchlichen Friedhof ist vom Friedhofsträger
eine Satzung zu erlassen. Sie regelt die rechtlichen Beziehun-
gen zwischen dem Friedhofsträger und den Friedhofsbenut-
zern und -benutzerinnen. Die diesen Richtlinien als Anhang 1
beigefügte Muster-Friedhofssatzung ist der Satzung des
Friedhofsträgers zu Grunde zu legen. Abweichungen von der
Mustersatzung sollen nur wegen besonderer örtlicher Erfor-
dernisse vorgenommen werden.
Zusätzlich wird verwiesen auf die Allgemeine Verwaltungs-
anordnung über die Gestaltung und Bekanntmachung von
Satzungen.

(2) Die Friedhofssatzung und jede Änderung bedarf zu
ihrer Gültigkeit
1. des Beschlusses durch das zuständige Organ des Fried-

hofsträgers,
2. der Genehmigung des Beschlusses nach Nummer 1 durch

die Aufsicht führende Stelle (bei Friedhöfen von Kirchen-
gemeinden und Kirchengemeindeverbänden durch den
Kirchenkreisvorstand nach Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe f
der Verfassung ggf. i. V. m. Artikel 51 Abs. 3 der Verfas-
sung; bei Friedhöfen der Kirchenkreise durch das Nord-
elbische Kirchenamt nach Artikel 38 Buchstabe p der Ver-
fassung) sowie

3. der amtlichen Bekanntmachung (§ 10).
(3) Auf kirchlichen Monopolfriedhöfen sind Grabfelder mit

allgemeinen Gestaltungsvorschriften einzurichten. Daneben
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können Grabfelder mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften
ausgewiesen werden. Nach dem Urteil des Niedersächsi-
schen Oberverwaltungsgerichts in Lüneburg vom 30. No-
vember 1994  – Az.: 8 L 166/92 – besitzt ein kirchlicher Friedhof
keinen Monopolcharakter, wenn sich auf dem Gebiet der po-
litischen Gemeinde ein kommunaler oder staatlicher Friedhof
befindet. 

(4) Bei dem Erwerb eines Nutzungsrechts ist die erwerben-
de Person umfassend über die Wahlmöglichkeit zwischen
Grabstätten auf Grabfeldern mit allgemeinen und zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften und die damit verbundenen
Nutzungsmöglichkeiten, die gärtnerische Gestaltung und die
Grabmalgestaltung zu informieren (§ 23 der Muster-Fried-
hofssatzung). Es wird empfohlen, sich die Entscheidung
schriftlich bestätigen zu lassen (Anhang 4 f).

(5) Der Friedhofsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die
Bestimmungen der Friedhofssatzung von den Friedhofsbe-
nutzern und -benutzerinnen eingehalten werden. 

(6) Auf die in der Friedhofssatzung enthaltenen Bestim-
mungen über das Verhalten auf dem Friedhof sowie auf zu-
sätzliche Regelungen soll der Friedhofsträger an geeigneter
Stelle auf dem Friedhof hinweisen.

§ 9
Friedhofsgebührensatzung, Gebührenfestsetzung

und Vollstreckung
(1) Für jeden kirchlichen Friedhof ist vom Friedhofsträger

eine Friedhofsgebührensatzung für die Benutzung des Fried-
hofs, seiner Einrichtungen sowie für sonstige Leistungen der
Friedhofsverwaltung zu erlassen. Die Muster-Friedhofsge-
bührensatzung in der jeweils gültigen Fassung ist der Gebüh-
rensatzung des Friedhofsträgers zu Grunde zu legen (An-
hang 2). Abweichungen von der Mustergebührensatzung
dürfen nur wegen besonderer örtlicher Erfordernisse vorge-
nommen werden.
Zusätzlich wird verwiesen auf die Allgemeine Verwaltungs-
anordnung über die Gestaltung und Bekanntmachung von
Satzungen.

(2) Die Friedhofsgebührensatzung und jede Änderung be-
darf zu ihrer Gültigkeit
1. des Beschlusses durch das zuständige Organ des Friedhof-

strägers,
2. der Genehmigung des Beschlusses nach Buchstabe a durch

die Aufsicht führende Stelle (bei Friedhöfen von Kirchen-
gemeinden und Kirchengemeindeverbänden durch den
Kirchenkreisvorstand nach Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe f
der Verfassung ggf. i. V. m. Artikel 51 Abs. 3 der Verfas-
sung; bei Friedhöfen der Kirchenkreise durch das Nord-
elbische Kirchenamt nach Artikel 38 Buchstabe p der Ver-
fassung), 

3. der amtlichen Bekanntmachung (§ 10).
(3) Die Höhe der Friedhofsgebühren ist mindestens alle

zwei Jahre zu überprüfen und gegebenenfalls den geänderten
Kosten anzupassen.

(4) Die Gebührenfestsetzung ist nicht mehr zulässig, wenn
die Festsetzungsfrist abgelaufen ist. Diese beträgt vier Jahre
und beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Ge-
bührenanspruch entstanden ist (§§ 169 bis 171 der Abgaben-
ordnung i. V. m. § 5 der Muster-Friedhofsgebührensatzung).

(5) Festgesetzte Gebühren verjähren nach fünf Jahren. Die
Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die Gebühr fällig geworden ist (§§ 228 bis 232 der Abga-
benordnung i. V. m. § 5 der Muster-Friedhofsgebührensat-
zung).

(6) Rückständige Friedhofsgebühren werden im Verwal-
tungszwangsverfahren beigetrieben (Schleswig-Holstein: Ar-
tikel 22 Abs. 3 des Kieler Staatskirchenvertrags; Hamburg:
Artikel 11 Abs. 2 des Hamburger Staatskirchenvertrags, § 31
Abs. 6 des Bestattungsgesetzes und des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes Hamburg in der jeweils geltenden Fas-
sung).

(7) Rückständige Forderungen aus gewerblicher Tätigkeit
sind vor den ordentlichen Gerichten im Mahnverfahren gel-
tend zu machen.

(8) Bei kirchlichen Friedhöfen sind Auswärtige hinsichtlich
der Höhe der Friedhofsgebühren gleich zu behandeln wie
Ortsansässige.

(9) Auf kirchlichen Monopolfriedhöfen dürfen Kirchenmit-
gliedern keine Abschläge von den Friedhofsgebühren ge-
währt werden. Von Nichtmitgliedern dürfen keine Zuschläge
zu den Friedhofsgebühren erhoben werden. 

(10) Da Kirchensteuermittel für Friedhofszwecke nicht ver-
wendet werden dürfen (§ 11 Abs. 2), ist es ohne praktische Be-
deutung, dass gebührenrechtlich die Gewährung von Ab-
schlägen zu den Friedhofsgebühren für Kirchenmitglieder
oder die Erhebung von Zuschlägen zu den Friedhofsgebüh-
ren für Nichtmitglieder zulässig wäre, wenn es sich bei den
Friedhöfen nicht um Monopolfriedhöfe handelt.

(11) Friedhofsunterhaltungsgebühren sollen nicht geson-
dert erhoben, sondern in die Nutzungsgebühren einbezogen
werden.

(12) Den Friedhofsträgern wird empfohlen, sich Aufträge
für die Benutzung des Friedhofes, seiner Einrichtungen und
für sonstige Leistungen schriftlich erteilen zu lassen, damit im
Zweifelsfall die Pflicht der Auftraggeber zur Entrichtung der
Gebühren und Entgelte bewiesen werden kann (Anhang 4 e
und 4 f). 

§ 10
Amtliche Bekanntmachung

(1) Friedhofssatzungen und Friedhofsgebührensatzungen
sowie deren Änderungen und Ergänzungen sind amtlich be-
kannt zu machen (§ 4 der Allgemeinen Verwaltungsanord-
nung über die Gestaltung und Bekanntmachung von Satzun-
gen). Die Bekanntmachung darf erst nach Erteilung der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung erfolgen und muss den
folgenden Anforderungen genügen.

(2) Die amtliche Bekanntmachung geschieht nach den Be-
stimmungen der Allgemeinen Verwaltungsanordnung über
die Gestaltung und Bekanntmachung von Satzungen. Die Art
und Weise der amtlichen Bekanntmachung ist durch eine Sat-
zung des Friedhofsträgers zu bestimmen (§ 4 Abs. 6 der All-
gemeinen Verwaltungsanordnung über die Gestaltung und
Bekanntmachung von Satzungen). Sofern die Bekanntma-
chung von Satzungen nicht allgemein in einer Satzung des
Friedhofsträgers festgelegt wurde, ist die Art und Weise der
Bekanntmachung in der Friedhofssatzung und der Friedhofs-
gebührensatzung selbst zu regeln (Erläuterungen zu § 4 Abs.
6 der Allgemeinen Verwaltungsanordnung über die Gestal-
tung und Bekanntmachung von Satzungen).

(3) Für kirchliche Friedhöfe in Hamburg sind Friedhofssat-
zungen, Friedhofsgebührensatzungen sowie deren Änderun-
gen durch vollständigen Abdruck im Amtlichen Anzeiger der
Freien und Hansestadt Hamburg zu veröffentlichen (§ 31
Abs. 3 des Bestattungsgesetzes Hamburg).

(4) Für kirchliche Friedhöfe in Schleswig-Holstein sind
Friedhofssatzungen, Friedhofsgebührensatzungen sowie de-
ren Änderungen grundsätzlich durch vollständigen Abdruck
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in der örtlichen Presse oder in dem amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Kommune zu veröffentlichen. Sofern der Gel-
tungsbereich der Satzung es zulässt, kann in Ausnahmefällen
eine Bekanntmachung durch Aushang ausreichend sein.
Wann dies der Fall ist, kann nicht pauschal beantwortet wer-
den. Die Zulässigkeit dieser Bekanntmachungsform ist im
konkreten Fall mit dem Nordelbischen Kirchenamt abzuklä-
ren. 

(5) Eine Auslegung der Satzungen z. B. im Pastorat oder im
Büro der Kirchengemeinde genügt nicht den rechtsstaatli-
chen Anforderungen.

(6) Textbeispiele für die Veröffentlichung der ausgefertig-
ten Satzung sind in Anhang 4 a enthalten. Ein Belegexemplar
der Veröffentlichung ist zu den Friedhofsakten zu nehmen
und dauernd aufzubewahren.

(7) Die Satzungen dürfen frühestens in Kraft treten

– bei vollständiger Veröffentlichung in der Presse oder in
kommunalen bzw. staatlichen Verkündungsblättern am
Tage nach der Veröffentlichung,

– bei Aushang am Tage nach Ablauf der Aushangsfrist.

§ 11
Haushalts- bzw. Wirtschaftsführung und Verwaltung

des Friedhofsvermögens

(1) Für die Verwaltung des Friedhofs und für die Haus-
halts-, Kassen- und Wirtschaftsführung finden das Kirchen-
gesetz über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen in
der NEK (KG HKR) und die Rechtsverordnung für das Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesen in der NEK (RVO HKR)
Anwendung. 

Empfohlen werden:

1. die betriebswirtschaftliche Ausrichtung des Rechnungs-
wesens, 

2. die Anwendung der kaufmännischen Buchführung (siehe
Abschnitt II RVO HKR),

3. die getrennte Buchführung im Haushalt für den hoheitli-
chen und gewerblichen Bereich.

(2) Die durch die Einrichtung und Unterhaltung des Fried-
hofs entstehenden Aufwendungen sind durch Gebühren und
andere Einnahmen zu decken. Zur Festsetzung von Gebüh-
ren und Entgelten sind Kostenrechnungen zu erstellen und
Kalkulationen vorzunehmen. Für Abschreibungen und kal-
kulatorische Kosten findet § 16 RVO HKR Anwendung. Kir-
chensteuermittel oder sonstiges Vermögen des Friedhofsträ-
gers dürfen grundsätzlich nur in Form einer Selbstanleihe für
die Einrichtung und Unterhaltung eines Friedhofs in An-
spruch genommen werden. Selbstanleihen der Kirchenge-
meinden bedürfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
(Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe c der Verfassung).

(3) Die Gebührenfreiheit kirchlicher Amtshandlungen für
Kirchenmitglieder gilt auch für kirchliche Trauerfeiern anläss-
lich einer Beerdigung. Die Nutzung der Friedhofskapelle als
sakrales Gebäude ist für Kirchenmitglieder gebührenfrei. Für
Sach- und Dienstleistungen wie z. B. Heizung, Beleuchtung
und Reinigung der Friedhofskapelle kann ein pauschaler
Auslagenersatz verlangt werden.

(4) Für den Friedhof sollen eine Friedhofs-Ausgleichsrück-
lage und andere Zweckrücklagen (z. B. für Bauunterhaltung
und Bauerneuerung, Friedhofserweiterung, Abschreibun-
gen) gebildet werden (§ 22 RVO HKR). Die Bildung einer In-
vestitionsrücklage ist gemäß § 16 Abs. 4 RVO HKR zwingend.
Vereinnahmte Grabnutzungsgebühren und deren Erträge

sind anteilmäßig für die verbleibende Nutzungsdauer einer
Rücklage zuzuführen. 

§ 12
Steuerpflicht für kirchliche Friedhöfe

(1) Körperschaften des öffentlichen Rechts, zu denen auch
die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften gehören,
sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art sowie
ihrer land- und forstwirtschaftlichen Betriebe steuerpflichtig.
Betriebe von Körperschaften des öffentlichen Rechts, die
überwiegend der Ausübung öffentlicher Gewalt dienen (so
genannte Hoheitsbetriebe), gehören nicht zu den Betrieben
gewerblicher Art. Für die Frage, ob ein Betrieb gewerblicher
Art vorliegt, ist auf § 1 Nr. 6 und § 4 des Körperschaftsteuer-
gesetzes abzustellen. 

(2) Für die Begründung der Steuerpflicht muss die wirt-
schaftliche Tätigkeit von einigem Gewicht sein. Dabei ist in
der Tatsache, dass der Jahresumsatz im Sinne von § 1 Abs. 1
Nr. 1 Umsatzsteuergesetz 30.678 Euro nachhaltig übersteigt,
ein wichtiger Anhaltspunkt dafür zu sehen, dass die Tätigkeit
wirtschaftlich bedeutend ist. Wird ein nachhaltiger Jahres-
umsatz von über 30.678 Euro im Einzelfall nicht erreicht,
ist ein Betrieb gewerblicher Art nur anzunehmen, wenn hier-
für besondere Gründe vorliegen (Nummer 5 Abs. 5 der Kör-
perschaftsteuer-Richtlinien  1995  –  BStBl.  I  Sondernummer
1/1996). Über die Anwendung der Umsatzgrenze ist bei der
Umsatzsteuer und bei der Körperschaftsteuer einheitlich zu
entscheiden (Nummer 23 Abs. 4 der Umsatzsteuer-Richt-
linien 1996 – BStBl. I Sondernummer 4/1995).

(3) In Zweifelsfällen sollen die Friedhofsträger die Beratung
durch die Aufsicht führenden Stellen in Anspruch nehmen. 

§ 13
Dauergrabpflege

(1) Zur Vermeidung steuerlicher Nachteile wird den Fried-
hofsträgern dringend empfohlen, auf den Abschluss von
Dauergrabpflegeverträgen unmittelbar mit den Grabnut-
zungsberechtigten zu verzichten und stattdessen das so ge-
nannte „Stiftungsmodell“ einzuführen. 

(2) Für das „Stiftungsmodell“ ist folgendes Verfahren vor-
gesehen:

– Der Auftraggeber bzw. die Auftraggeberin für die Grab-
pflege errichtet eine nicht-rechtsfähige Stiftung und be-
stimmt in der Stiftungsurkunde den Kirchenkreis bzw.
den Kirchenkreisverband zum Stiftungsträger und Stif-
tungsverwalter (Anhang 4 k). 

– Der Kirchenkreis bzw. Kirchenkreisverband schließt als
Stiftungsverwalter mit dem Friedhofsträger (Kirchenge-
meinde, Kirchengemeindeverband) einen Grabpflegever-
trag (Anhang 4 l).

(3) Hinsichtlich der Auswirkungen des „Stiftungsmodells“
in körperschafts- und umsatzsteuerlicher Hinsicht wird auf
die Rundverfügung des Nordelbischen Kirchenamtes vom
22. September 1998 – Az.: 8612/8617 – S III – an die Kirchen-
kreisvorstände verwiesen. 

(4) Soweit aus in der Vergangenheit abgeschlossenen
Dauer-Grabpflegeverträgen noch Kapitalbestände vorhan-
den sind, müssen sie getrennt vom sonstigen Friedhofsver-
mögen und vom Vermögen des Friedhofsträgers verwaltet
werden. Die Kapitalbestände sind im Vermögensverzeichnis
des Friedhofsträgers als Fremdvermögen nachzuweisen. Da-
rüber hinaus ist für das Kapital jedes Dauer-Grabpflegever-
trages ein Einzelnachweis zu führen. 
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§ 14
Bestattungen

Für Bestattungen sind die ordnungs- und gesundheits-
rechtlichen Vorschriften sowie die Unfallverhütungsvor-
schriften zu beachten. 

§ 15
Bestattung von tot- oder fehlgeborenen Kindern

Der Friedhofsträger hat auf Wunsch der Eltern auch die Be-
stattung von tot- oder fehlgeborenen Kindern zuzulassen, für
die nach den landesrechtlichen Bestimmungen keine Bestat-
tungspflicht besteht. 

§ 16
Bestattung ohne Sarg

Die Bestattung ohne Sarg ist aus religiösen oder weltan-
schaulichen Gründen möglich. Sie ist zuzulassen, wenn es
sich bei dem kirchlichen Friedhofs um einen Monopolfried-
hof handelt und die Gewährleistung einer Bestattung ohne
Sarg durch einen kommunalen Friedhofsträger nicht möglich
ist. In diesem Fall ist die Durchführung der Bestattung ohne
Sarg in der Friedhofssatzung zu regeln (§ 8 Abs. 1 der Muster-
Friedhofssatzung).

§ 17
Verzicht auf anonyme Bestattungen

Auf das Anlegen von Grabfeldern für anonyme Bestattun-
gen soll verzichtet werden. Stattdessen können andere Grab-
stättenarten angeboten werden (z. B. Urnengemeinschafts-
grabstätten, Urnenrasenreihengrabstätten), die den Wün-
schen der Friedhofsbenutzer und -benutzerinnen entspre-
chen (kostengünstige Bestattungsart, Pflege der Grabstätte
durch den Friedhof und nicht durch die Hinterbliebenen),
aber auch ein Gedenken an die Verstorbenen ermöglichen.
Die Beratung der Hinterbliebenen im Sinne des kirchlichen
Auftrags der Verkündigung angesichts von Tod und Ewig-
keit soll mit dem Ziel geschehen, dass von einer anonymen
Bestattung abgesehen wird (§ 1).

§ 18
Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft

Die Verpflichtung zur Erhaltung der Gräber der Opfer von
Krieg und Gewaltherrschaft, an denen ein dauerndes Ruhe-
recht besteht, obliegt der Bundesrepublik Deutschland. Ein-
zelheiten regelt die staatliche Gesetzgebung, insbesondere
das Gesetz über die Erhaltung der Gräber von Krieg und Ge-
waltherrschaft (Gräbergesetz).

§ 19
Verkehrssicherungspflicht, Unfallverhütung,

Arbeitssicherheit

(1) Die Verkehrssicherungspflicht auf dem Friedhof obliegt
dem Friedhofsträger. Die Verantwortung für die Verkehrssi-
cherheit erstreckt sich insbesondere auf den verkehrssicheren
Zustand der Verkehrsflächen, die Standfestigkeit der Bäume,
die Standsicherheit der Grabmale und die vorgeschriebene
Schneeräum- und Streupflicht.

(2) Zur Vermeidung von Schadensersatzansprüchen und
strafrechtlichen Folgen sind die Grabmale mindestens einmal
jährlich – nach der Frostperiode – einer Überprüfung auf ihre
Standsicherheit zu unterziehen (§ 9 Abs. 2 der Unfallverhü-
tungsvorschrift 4.7 der Gartenbau-Berufsgenossenschaft).
Der verkehrssichere Zustand der Bäume ist einmal jährlich zu
kontrollieren. Das Ergebnis der Überprüfungen ist schriftlich
festzuhalten.

(3) Bei festgestellten Mängeln auf Gräbern sind die Nut-
zungsberechtigten aufzufordern, diese innerhalb angemesse-
ner Frist zu beseitigen. Der Friedhofsträger hat die Beseiti-
gung der Mängel zu überprüfen. Sind die Nutzungsberech-
tigten der Aufforderung zur Beseitigung der festgestellten
Mängel innerhalb der gesetzten Frist nicht nachgekommen,
hat der Friedhofsträger durch geeignete Maßnahmen die Ver-
kehrssicherheit herzustellen (z. B. durch Niederlegen des
Grabmals). Die entstehenden Kosten haben die Nutzungsbe-
rechtigten zu tragen.

(4) In bereits bestehenden Fällen der Verkehrsgefährdung
hat der Friedhofsträger alle erforderlichen Maßnahmen zu er-
greifen, damit niemand zu Schaden kommt – wie z. B. Nie-
derlegen von Grabsteinen und Sperrung von Wegen oder
Gräbern.

(5) Für eventuelle Schadensersatzansprüche wird hinge-
wiesen auf die durch die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche ab-
geschlossenen Sammel-Versicherungen (insbesondere Haft-
pflicht- und Unfallversicherung).

(6) Zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten hat der Friedhofsträger geeignete Anordnungen und
Maßnahmen zu treffen, die den geltenden Unfallverhütungs-
vorschriften (insbesondere den UVV 1.1 und 4.7 der Garten-
bau-Berufsgenossenschaft) sowie den sicherheitstechnischen
und arbeitsmedizinischen Regeln entsprechen. Das Arbeitssi-
cherheitsgesetz und die Allgemeine Verwaltungsanordnung
über die Durchführung von Maßnahmen zur Arbeitssicher-
heit und zum Gesundheitsschutz sind zu beachten.

§ 20
Gewerbliche Arbeiten

(1) Die Ausführung von gewerblichen Arbeiten durch Ge-
werbetreibende bedarf der Zulassung durch den Friedhofs-
träger. Einzelheiten sind in der Friedhofssatzung zu regeln.

(2) Der Friedhofsträger legt unter Berücksichtigung kirchli-
cher und betrieblicher Belange die Zeiten fest, in denen die
Gewerbetreibenden auf dem Friedhof tätig werden dürfen.

(3) Vermittlungstätigkeiten für Gewerbetreibende sind den
auf dem Friedhof Mitarbeitenden nicht gestattet. Sie sind bei
der Einstellung auf das Verbot der Vermittlungstätigkeit hin-
zuweisen. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen.

(4) Der Friedhofsträger kann bei Bedarf gewerbliche Arbei-
ten in eigener Regie durchführen. Er kann sich auch die gärt-
nerische Anlage einzelner Grabstätten und von Grabstätten
auf bestimmten Grabfeldern vorbehalten.

(5) Mitarbeitende auf kirchlichen Friedhöfen dürfen auf
diesen gewerbliche Friedhofsarbeiten grundsätzlich nicht auf
eigene Rechnung ausführen. Ausnahmen bedürfen der be-
sonderen Genehmigung. Diese soll nur für den Fall erteilt
werden, dass am Ort kein geeigneter Gewerbebetrieb dafür
vorhanden ist und die Mitarbeitenden die Arbeit außerhalb
der Arbeitszeit verrichtet.

§ 21
Schließung und Entwidmung des Friedhofs

(1) Sollen auf einem Friedhof Bestattungen nicht mehr vor-
genommen werden, kann seine Schließung erfolgen. Die
Schließung kann sich auch auf einzelne Teile des Friedhofs
bzw. einzelne Grabfelder beschränken.

(2) Die Schließung eines Friedhofs soll nur beschlossen wer-
den, wenn zwingende Gründe eine solche Maßnahme erfor-
dern. Zuvor ist die Stellungnahme der Aufsicht führenden
Stelle einzuholen. In Schleswig-Holstein ist die Schließung
eines Friedhofs dem Kreis oder der kreisfreien Stadt min-
destens zwei Jahre vor dem Schließungszeitpunkt rechtzeitig
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und umfassend anzuzeigen (§§ 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 des Bestat-
tungsgesetzes Schleswig-Holstein). 

(3) Nach seiner Schließung ist vom Friedhofsträger die Ver-
kehrssicherheit auf dem Friedhof weiterhin zu gewährleisten.

(4) Die Entwidmung eines Friedhofs oder eines Friedhofs-
teils ist erst nach der Schließung und nach Ablauf der Ruhe-
zeit der letzten Bestattung sowie aller Nutzungsrechte zuläs-
sig. Es wird empfohlen, zusätzlich eine Pietätsfrist zu wahren.
Durch die Entwidmung eines Friedhofs bzw. eines Friedhofs-
teils erfolgt die Wiederherstellung seiner vollen Verkehrsfä-
higkeit.

(5) Beschlüsse des Kirchenkreises über die Entwidmung
eines Friedhofs oder von Friedhofsteilen bedürfen der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung des Nordelbischen Kir-
chenamtes (Artikel 38 Buchstabe l der Verfassung). Im Übri-
gen bedürfen derartige Beschlüsse der Genehmigung der
Aufsicht führenden Stelle, soweit es durch Kirchenkreissat-
zung bestimmt ist.

(6) Im Interesse der Erhaltung von denkmalwerten Gegen-
ständen und von Naturdenkmalen ist vor der Schließung und
Entwidmung eines Friedhofs die Stellungnahme des Nord-
elbischen Kirchenamtes einzuholen.

(7) Die Schließung und die Entwidmung sind amtlich be-
kannt zu machen (§ 10). In Hamburg ist darüber hinaus bei
Wahlgrabstätten die Einzelbenachrichtigung der Nutzungs-
berechtigten erforderlich, sofern die Anschrift bekannt ist,
§ 30 Abs. 2 Satz 3 des Bestattungsgesetzes Hamburg.

§ 22
Verwaltungsakte

(1) Entscheidungen des Friedhofsträgers, die die Empfän-
ger belasten – wie z. B. Ablehnung von Anträgen, Aufforde-
rungen zu Gebührenzahlungen oder zu bestimmten Hand-
lungen oder Unterlassungen -, sind Verwaltungsakte und da-
her mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der
oder dem Beschwerten bekannt zu geben (§§ 58 und 70 der
Verwaltungsgerichtsordnung). Ein schriftlich erlassener Ver-
waltungsakt muss die erlassende Behörde erkennen lassen.
Ferner muss er die nach der Verfassung erforderlichen Unter-
schriften enthalten; bei einer Bevollmächtigung ist die Unter-
schrift der bevollmächtigten Person erforderlich. Satz 3 gilt
nicht für einen Verwaltungsakt, der formularmäßig oder mit
Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, § 119 Abs. 3
der Abgabenordnung.

(2) Ein Gebührenbescheid (Muster Anhang 4 b) muss die
Gebührenfestsetzung und das Leistungsgebot enthalten. Er
muss Angaben über die Art der erhobenen Gebühr, die ge-
naue Bezifferung des mit dem Bescheid festgesetzten Betrags,
den Lebenssachverhalt, mit dem der Gebührentatbestand
verwirklicht worden ist und in dem Fall, dass die Gebühr für
einen Veranlagungszeitraum festgesetzt wird, die Angabe
dieses Zeitraums enthalten. Werden mit einem Bescheid meh-
rere Gebühren erhoben, so sind diese Gebühren aus Gründen
der Transparenz jeweils einzeln auszuweisen. Mit einem Ge-
bührenbescheid dürfen keine gewerblichen Leistungen in
Rechnung gestellt werden. 

(3) Gegen Entscheidungen des Friedhofsträgers ist der Wi-
derspruch zulässig. Als Widerspruch gelten auch Beschwer-
den nach Artikel 116 Abs. 2 der Verfassung. Der Widerspruch
ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt be-
kannt gegeben worden ist, bei der Stelle einzulegen, die die
Entscheidung getroffen hat (§ 46 Ziffer 1 des Einführungsge-
setzes zur Verfassung). Die Frist wird auch durch Einlegung
bei der Stelle gewahrt, die den Verwaltungsakt erlassen hat.

(4) Hilft der Friedhofsträger dem Rechtsbehelf nicht oder
nur teilweise ab, so ist er der Aufsicht führenden Stelle (§ 7
Abs. 6) vorzulegen (§ 46 Ziffer 1 des Einführungsgesetzes zur
Verfassung). Diese erlässt den Widerspruchsbescheid. Über
den Widerspruch ist innerhalb von drei Monaten zu entschei-
den. Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzustellen (§ 46 Zif-
fer 2 des Einführungsgesetzes zur Verfassung i.V.m. § 73
Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung). Gleichzeitig ist zu
entscheiden, wer die Kosten trägt.

(5) Gegen die Widerspruchsentscheidung ist die Klage vor
dem Verwaltungsgericht zulässig. Sie muss innerhalb eines
Monats nach der Zustellung des Widerspruchsbescheides ge-
gen die Körperschaft erhoben werden, deren Behörde den
Verwaltungsakt erlassen hat (§ 78 der Verwaltungsgerichts-
ordnung). Handelt eine Behörde nicht aufgrund von Zustän-
digkeiten der Körperschaft, der sie angehört, sondern im
Auftrag einer anderen Körperschaft (z. B. Verwaltungsamt
des Kirchenkreises erlässt den Verwaltungsakt im Auftrag
der Kirchengemeinde), so ist die Auftrag gebende Körper-
schaft die Beklagte. In der Rechtsmittelbelehrung des Wider-
spruchsbescheides ist anzugeben, gegen welche Körper-
schaft sich die Klage zu richten hat.

(6) Ergänzend gelten die Bestimmungen des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 23
Kirchenkreisbeauftragte für das Friedhofswesen

(1) Jeder Kirchenkreis bestellt für seinen Bereich mindes-
tens eine Beauftragte oder einen Beauftragten für das Fried-
hofswesen. Die Kirchenkreisbeauftragten müssen für ihre
Aufgaben persönlich und fachlich geeignet sein. Die Bestel-
lung der Kirchenkreisbeauftragten ist dem Nordelbischen
Kirchenamt mitzuteilen. Das Nordelbische Kirchenamt führt
eine Liste der Kirchenkreisbeauftragten.

(2) Die Kirchenkreise haben für die Kirchenkreisbeauftrag-
ten eine Dienstanweisung zu erlassen, in der Art und Umfang
der Aufgaben festzulegen sind. Die Kirchenkreisbeauftrag-
ten sollen bei allen wichtigen Fragen beteiligt werden, insbe-
sondere bei Friedhofsneuanlagen, -erweiterungen, Satzungs-
und Gebührenfragen.

(3) Die Kirchenkreisbeauftragten sollen die Mitarbeitenden
von kirchlichen Friedhöfen ihres Bereiches zu Arbeitstagun-
gen zusammenrufen.

(4) Die Kirchenkreisbeauftragten sind zur Arbeitsgemein-
schaft der Kirchenkreisbeauftragten für das Friedhofswesen
zusammengeschlossen. Die Arbeitsgemeinschaft kommt in
der Regel zweimal im Jahr zu Arbeitstagungen zusammen.
Sie wählt aus ihrer Mitte je ein Mitglied für den Vorsitz, die
Stellvertretung, die Protokollführung und die Kassenfüh-
rung. Zusätzlich können bis zu zwei Beisitzerinnen oder Bei-
sitzer gewählt werden. Alle gemeinsam bilden den Vorstand.

(5) Die Arbeitsgemeinschaft der Kirchenkreisbeauftragten
kann sich eine Geschäftsordnung geben. Die Geschäftsord-
nung bedarf der Zustimmung des Nordelbischen Kirchen-
amtes.

(6) Die Kosten der Arbeitsgemeinschaft werden im erfor-
derlichen Umfang von den Kirchenkreisen getragen. Die Ar-
beitsgemeinschaft übersendet den Kirchenkreisen innerhalb
von sechs Monaten nach Ablauf des Rechnungsjahres eine
Ausfertigung der geprüften Jahresrechnung.

(7) An den Arbeitstagungen der Arbeitsgemeinschaft
nimmt eine Vertretung des Nordelbischen Kirchenamtes teil.
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§ 24
Schlussbestimmungen

(1) Diese Richtlinien treten am Tage nach der Veröffentli-
chung in Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofsrichtlinien
vom 29. August 2000 außer Kraft.

(2) Entgegenstehende oder gleich lautende kirchliche Ver-
waltungsbestimmungen für das Friedhofswesen werden mit
Inkrafttreten dieser Richtlinien aufgehoben.

Kiel, den 13. Juli 2007

Die Präsidentin des
Nordelbischen Kirchenamtes

Dr .  Hansen-Dix

Az. 8220-2 – FSPl 

*

Anhänge
zu den Friedhofsrichtlinien

Anhang 1: Muster-Friedhofssatzung 
Anhang 2: Muster-Friedhofsgebührensatzung 
Anhang 3: Merkblatt für den Umwelt- und Naturschutz auf

den kirchlichen Friedhöfen
Anhang 4: Muster, Vordrucke, Textbeispiele
a) Textbeispiele für die Veröffentlichung von Satzungen
b) Muster eines Gebührenbescheids
c) Muster einer Rechtsbehelfsbelehrung für einen Bescheid
d) Muster einer Rechtsmittelbelehrung für einen Wider-

spruchsbescheid
e) Anmeldung und Auftrag für eine Bestattung / Beisetzung /

Trauerfeier
f) Antrag auf Erwerb des Grabnutzungsrechts
g) Urkunde über die Verleihung des Grabnutzungsrechts
h) Bestimmung über die Nachfolge im Grabnutzungsrecht
i) Antrag auf Umschreibung des Grabnutzungsrechts
j) Antrag auf Genehmigung zur Aufstellung eines Grabmals
k) Urkunde über die Errichtung einer nichtrechtsfähigen Stif-

tung für die Sicherstellung der Grabpflege mit Kostenauf-
stellung zur Ermittlung des Stiftungskapitals 

l) Grabpflegevertrag zwischen der Stiftungsverwaltung und
dem Friedhofsträger

m)Muster für die Zulassung eines oder einer Gewerbetrei-
benden für gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof

Anhang 1
Muster

Friedhofssatzung
für den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde

___________________
Nach Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe m der Verfassung der

Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche hat der Kirchenvorstand der
Ev.-Luth. Kirchengemeinde ____________________________
in der Sitzung am ____________ die nachstehende Friedhofs-
satzung beschlossen:

Der Friedhof ist die Stätte, auf der die Verstorbenen zur
letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein

sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist
zugleich ein Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündigt,
dass Christus dem Tode die Macht genommen hat und denen,
die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser
Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Ge-
staltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung.

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck
§ 2 Verwaltung des Friedhofs
§ 3 Schließung und Entwidmung

II. Ordnungsvorschriften

§ 4 Öffnungszeiten
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
§ 6 Gewerbliche Arbeiten

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7 Anmeldung der Bestattung
§ 8 Särge und Urnen
§ 9 Ruhezeit
§ 10 Ausheben und Schließen der Gräber
§ 11 Umbettungen und Ausgrabungen

IV. Grabstätten

§ 12 Allgemeines
§ 13 Reihengrabstätten
§ 14 Wahlgrabstätten
§ 15 Nutzungszeit von Wahlgrabstätten
§ 16 Eingeschränktes Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten
§ 17 Übertragung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten
§ 18 Rückgabe von Wahlgrabstätten
§ 19 Urnenreihengrabstätten und Urnenwahlgrabstätten
§ 20 Grabstätten in einer Gemeinschaftsgrabstätte,

Baumgrabstätten
§ 21 Registerführung

V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

§ 22 Gestaltungsgrundsatz
§ 23 Wahlmöglichkeit
§ 24 Allgemeine Gestaltungsvorschriften für die Anlage von

Grabstätten
§ 25 Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für die Anlage von

Grabstätten
§ 26 Allgemeine Gestaltungsvorschriften für die Errichtung

von Grabmalen
§ 27 Zusätzliche Gestaltungsvorschriften für die Errichtung

von Grabmalen

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten

§ 28 Allgemeines
§ 29 Grabpflege, Grabschmuck 
§ 30 Vernachlässigung
§ 31 Umwelt- und Naturschutz

VII. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 32 Zustimmungserfordernis
§ 33 Prüfung durch die Friedhofsverwaltung
§ 34 Fundamentierung und Befestigung
§ 35 Mausoleen und gemauerte Grüfte
§ 36 Unterhaltung
§ 37 Entfernung
§ 38 Künstlerisch und historisch wertvolle Grabmale
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VIII. Leichenräume und Trauerfeiern
§ 39 Benutzung der Leichenräume 
§ 40 Trauerfeiern

IX. Haftung und Gebühren
§ 41 Haftung
§ 42 Gebühren

X. Schlussvorschriften
§ 43 Übergangsregelung für alte Grabrechte
§ 44 Inkrafttreten

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1

Geltungsbereich und Friedhofszweck
(1) Diese Friedhofssatzung gilt für den von der Ev.-Luth.

Kirchengemeinde ___________________ getragenen Friedhof
in seiner jeweiligen Größe.

(2) Er dient der Bestattung der Glieder der Kirchengemein-
de sowie aller Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohn-
sitz im Bereich der Kirchengemeinde ____________________
hatten oder ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten
Grabstätte besaßen. Ferner werden Personen bestattet, die vor
ihrem Tode zwar außerhalb des Bereiches des Friedhofsträ-
gers gelebt haben (z. B. in Alten- und Pflegeheimen), jedoch
unmittelbar vor dem Fortzug im Bereich des Friedhofsträgers
wohnhaft waren.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen
Zustimmung des Friedhofsträgers.

§ 2
Verwaltung des Friedhofs

(1) Der Friedhof ist eine unselbstständige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts.

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser
Friedhofssatzung, den sonstigen kirchlichen Bestimmungen
und den staatlichen Vorschriften.

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsauf-
gaben kann der Friedhofsträger einen Ausschuss oder eine
kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.

(4) Im Zusammenhang mit einer Bestattung oder Beiset-
zung, Verleihung, Verlängerung oder Übertragung des Nut-
zungsrechts an einer Grabstätte, Zustimmung zur Errichtung
eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen, Zulassung
von Gewerbetreibenden sowie mit der Erhebung von Gebüh-
ren und Entgelten dürfen personenbezogene Daten erhoben,
verarbeitet und genutzt werden.

§ 3
Schließung und Entwidmung

(1) Der Friedhof, Friedhofsteile oder einzelne Grabstätten
können aus wichtigem Grund geschlossen und entwidmet
werden.

(2) Nach Anordnung der beschränkten Schließung werden
Nutzungsrechte nicht mehr verliehen. Bestattungen dürfen
nur für eine näher festzusetzende Übergangszeit auf den
Grabstätten vorgenommen werden, für die noch Nutzungs-
rechte bestehen. Eine Verlängerung der Nutzungsrechte ist
lediglich zur Anpassung an die jeweilige Ruhezeit zulässig.

(3) Nach Anordnung der Schließung dürfen Bestattungen
nicht mehr vorgenommen werden. Soweit dadurch das Nut-
zungsrecht vorzeitig erlischt, haben die Nutzungsberechtig-
ten Anspruch auf Zuweisung einer anderen gleichartigen
Grabstätte für die restliche Nutzungszeit sowie auf kosten-

freie Umbettung der Bestatteten. Der Umbettungstermin soll
den Berechtigten möglichst einen Monat vorher mitgeteilt
werden.

(4) Das gleiche gilt, wenn aus zwingendem öffentlichem
Interesse die Einziehung einzelner Grabstätten angeordnet
wird.

(5) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft des Fried-
hofs als Stätte der Verkündigung des Glaubens an die Auf-
erstehung und als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben.
Die Entwidmung des gesamten Friedhofs wird erst ausge-
sprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämt-
liche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pie-
tätsfrist vergangen ist.

(6) Die Ersatzgrabstätte nach Absatz 3 und 4 ist auf Kosten
der Verursacher in angemessener Weise anzulegen.

(7) Die Schließung, Entwidmung und Einziehung sind amt-
lich bekannt zu machen. Bei Wahlgrabstätten sind außerdem
die Nutzungsberechtigten schriftlich zu benachrichtigen, so-
fern die Anschriften dem Friedhofsträger bekannt sind.

II. Ordnungsvorschriften

§ 4
Öffnungszeiten

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt
gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

(2) Aus besonderem Anlass kann das Betreten des Fried-
hofs oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagt
werden.

§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Or-
tes angemessen zu verhalten und Äußerungen, die sich in ver-
letzender Weise gegen den christlichen Glauben richten, zu
unterlassen.

(2) Auf dem Friedhof ist es insbesondere nicht gestattet,

1. die Wege mit Fahrzeugen aller Art – ausgenommen Kin-
derwagen, Rollstühle, Handwagen und die von den zuge-
lassenen Gewerbetreibenden benötigten und genehmigten
Fahrzeuge – zu befahren,

2. Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen und ge-
werbliche Dienste anzubieten, auch nicht durch Anbrin-
gen von Firmenschildern,

3. an Sonn- und Feiertagen Arbeiten auszuführen,

4. in der Nähe von Bestattungsfeiern störende Arbeiten zu
verrichten,

5. Druckschriften zu verteilen,

6. Abraum außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzula-
gern oder mitgebrachten Unrat auf dem Friedhof zu ent-
sorgen,

7. fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb
der Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu verunreini-
gen,

8. zu lärmen und zu spielen,

9. Hunde unangeleint mitzubringen.

Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen, soweit sie
mit dem Zweck des Friedhofs und seiner Ordnung vereinbar
sind.

(3) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen
der vorherigen Zustimmung des Friedhofsträgers.
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(4) Der Friedhofsträger kann weitere Regelungen für die
Ordnung auf dem Friedhof erlassen.

(5) Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befol-
gen. Der Friedhofsträger kann Personen, die der Friedhofssat-
zung wiederholt zuwider handeln, das Betreten des Friedhofs
untersagen.

§ 6
Gewerbliche Arbeiten

(1) Bestatterinnen und Bestatter, Bildhauerinnen und Bild-
hauer, Steinmetzinnen und Steinmetze, Gärtnerinnen und
Gärtner sowie sonstige Gewerbetreibende bedürfen für Tätig-
keiten auf dem Friedhof der vorherigen schriftlichen Zulas-
sung durch den Friedhofsträger. Die Zulassung ist auf Antrag
zu erteilen, wenn die Gewerbetreibenden den Nachweis der
fachlichen Qualifikation erbringen und persönlich zuverläs-
sig sind.

(2) Antragstellende des Handwerks haben ihre Eintragung
in die Handwerksrolle, Antragstellende des handwerksähn-
lichen Gewerbes ihre Eintragung in das Verzeichnis nach § 19
der Handwerksordnung und Antragstellende der Gärtnerbe-
rufe ihre fachliche Qualifikation durch Vorlage zumindest
des  vorläufigen  Berufsausweises  für  Friedhofsgärtner  und
-gärtnerinnen von der Landwirtschaftskammer nachzuwei-
sen. Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, dem Friedhofs-
träger den Fortfall der Voraussetzung für die Zulassung un-
verzüglich anzuzeigen. 

(3) Für eine einmalige gewerbliche Tätigkeit auf dem Fried-
hof kann der Friedhofsträger auf die Vorlage der Nachweise
nach Absatz 2 verzichten, wenn die Antrag stellende Person
über eine Zulassung für gewerbliche Arbeiten auf einem an-
deren Friedhof verfügt und diese Zulassung vorlegt.

(4) Die Gewerbetreibenden sowie ihre Mitarbeitenden ha-
ben die jeweils geltende Friedhofssatzung und die dazu er-
gangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden
haften für alle Schäden, die sie oder ihre Mitarbeitenden im
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuld-
haft verursachen. Dazu haben die Gewerbetreibenden dem
Friedhofsträger den Abschluss einer ausreichenden Haft-
pflichtversicherung nachzuweisen.

(5) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf dem Friedhof nur
während der von dem Friedhofsträger festgesetzten Zeiten
durchgeführt werden. 

(6) Die Zulassung kann durch schriftlichen Bescheid des
Friedhofsträgers widerrufen werden, wenn die Gewerbetrei-
benden trotz wiederholter Mahnung gegen die für den Fried-
hof geltenden Bestimmungen verstoßen haben oder die Vor-
aussetzungen für die Erteilung der Zulassung entfallen sind.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7
Anmeldung der Bestattung

(1) Bestattungen sind unter Beibringung der erforderlichen
Unterlagen rechtzeitig anzumelden. Wird eine Bestattung in
einer vorzeitig erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist das
Nutzungsrecht bzw. das Recht auf Bestattung nachzuweisen.

(2) Der Friedhofsträger setzt im Einvernehmen mit den Be-
teiligten Ort und Zeit der Bestattung fest.

§ 8
Särge und Urnen

(1) Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen oder Urnen
vorzunehmen. Ausnahmsweise kann der Friedhofsträger auf
schriftlichen Antrag die Bestattung in Leichentüchern ohne

Sarg oder Urne gestatten, wenn nach den Grundsätzen oder
Regelungen der Glaubensgemeinschaft, der die verstorbene
Person angehört hat, eine Bestattung ohne Sarg oder Urne
vorgesehen ist und gesundheitliche Bedenken nicht entgegen
stehen. Entsprechende technische Voraussetzungen sind von
der Auftrag gebenden Person auf eigene Kosten in Abstim-
mung mit dem Friedhofsträger zu schaffen. Für die verwen-
dete Umhüllung gilt Absatz 2 entsprechend. 

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden,
der geeignet ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwas-
sers zu verändern und der die Verwesung der Leiche nicht in-
nerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. Särge müssen
fest gefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern
von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist.

(3) Särge sollen höchstens 2,05 m lang, im Mittelmaß 0,70 m
hoch und 0,70 m breit sein. Größere Särge sind dem Friedhof-
sträger rechtzeitig vor der Bestattung anzuzeigen.

(4) Für Sargauskleidungen, Leichentücher, Leichenhüllen
und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des Absat-
zes 2 entsprechend.

(5) Für die Bestattung in Mausoleen oder gemauerten Grüf-
ten sind nur Steinsärge, Metallsärge oder Holzsärge mit Me-
talleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind.

(6) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen
verwendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht
verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind,
nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verän-
dern.

§ 9
Ruhezeit

Die allgemeine Ruhezeit beträgt ______ Jahre,
für verstorbene Kinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr ______ Jahre,
für Urnen ______ Jahre.

§ 10
Ausheben und Schließen der Gräber

(1) Die Gräber werden von Beauftragten des Friedhofsträ-
gers ausgehoben und wieder zugefüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdober-
fläche (ohne Grabhügel) bis zur Oberkante des Sarges bzw.
des Leichnams im Leichentuch mindestens 0,90 m, bis zur
Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

§ 11
Umbettungen und Ausgrabungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört wer-
den.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen unbe-
schadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften der Zustim-
mung des Friedhofsträgers. Erforderlich sind ein schriftlicher
Antrag und, falls diese nicht zugleich Antragstellerin ist, die
schriftliche Zustimmung der nutzungsberechtigten Person.
Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Rei-
hengrabstätte sind nicht zulässig. 

(3) Die Zustimmung des Friedhofsträgers zur Umbettung
darf nur dann erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, der dem aus Artikel 1 Grundgesetz abzuleitenden
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Grundsatz der Totenruhe vorgeht. Die Kosten für die Umbet-
tung und für die Wiederinstandsetzung der dadurch beschä-
digten Nachbargrabstätten und Anlagen hat die Antrag stel-
lende Person zu tragen.

(4) Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses
können Leichen oder Aschen in ein anderes Grab gleicher Art
umgebettet werden. Die Nutzungsberechtigten sollen vorher
gehört werden.

(5) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(6) Bei Wiederbelegung nach Ablauf der Ruhezeit werden
noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste in dem betref-
fenden Grab unter der Grabsohle erneut beigesetzt. Mit Zu-
stimmung des Friedhofsträgers können sie auch in anderen
Grabstätten beigesetzt werden.

(7) Grabmale und Pflanzen können umgesetzt werden,
wenn Gestaltungsbestimmungen des neuen Grabfeldes nicht
entgegenstehen.

(8) Leichen und Aschen zu anderen als Umbettungs-
zwecken wieder auszugraben, bedarf behördlicher oder rich-
terlicher Anordnung.

(9) Das Herausnehmen von Urnen anlässlich der Bestat-
tung einer Leiche und die anschließende umgehende Beiset-
zung der Urnen in derselben Grabstätte ist keine Umbettung.

IV. Grabstätten

§ 12
Allgemeines

(1) Die Grabstätte bleibt Eigentum des Friedhofsträgers. An
ihr werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach
Maßgabe dieser Satzung in der jeweils geltenden Fassung
verliehen.

(2) Rechte an einer Grabstätte werden nur im Todesfall ver-
liehen. Bei Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger Aus-
nahmen zulassen (§ 16).

(3) Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von
Nutzungsrechten an Grabstätten in bestimmter Lage sowie
auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(4) Nutzungsberechtigte haben jede Änderung ihrer An-
schrift dem Friedhofsträger mitzuteilen. 

(5) Die Grabstätten werden angelegt als
1. Reihengrabstätten,
2. Wahlgrabstätten,
3. Urnenreihengrabstätten,
4. Urnenwahlgrabstätten,
5. Gemeinschaftsgrabstätten und
6. Baumgrabstätten.

Im Bedarfsfall können Sondergrabstätten für Angehörige
anderer Glaubensgemeinschaften angelegt werden.

(6) Die Grabstätten haben mindestens folgende Größe:
1. Grabstätten für Erdbestattungen 

– bei einer Sarglänge bis 120 cm
Länge: _______ Breite: _______

– bei einer Sarglänge über 120 cm
Länge: _______ Breite: _______

2. Urnengrabstätten nach Absatz 5 Nummer 3 bis 5
Länge: _______ Breite: _______

Im Übrigen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maß-
gebend. 

§ 13
Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattun-
gen, die im Todesfall der Reihe nach einzeln für die Dauer der
Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht
verlängert werden.

(2) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet
werden. Der Friedhofsträger kann in Ausnahmefällen zulas-
sen, dass gegen Entrichtung einer Gebühr ein Kindersarg bis
zu einer Länge von 100 cm oder eine Urne zusätzlich beige-
setzt wird, sofern die Ruhezeit dadurch nicht überschritten
wird.

(3) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen da-
von wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch ein
Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt ge-
macht.

§ 14
Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten werden als Sondergräber für Erdbe-
stattungen mit einer oder mehreren Grabbreiten vergeben.

(2) Das Nutzungsrecht wird auf Antrag durch Ausstellung
einer Urkunde verliehen. Die Urkunde wird nach Zahlung
der festgesetzten Gebühren ausgehändigt. Das Nutzungs-
recht kann entzogen werden, wenn die in der Friedhofsge-
bührensatzung festgesetzten Gebühren nicht entrichtet wer-
den. Die Entziehung des Nutzungsrechts setzt voraus, dass
die Beitreibung der Gebühren im Wege des Verwaltungs-
zwangsverfahrens erfolglos durchgeführt worden ist.

(3) In jeder Grabbreite darf nur eine Leiche bestattet wer-
den. Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefällen zu-
lassen, dass gegen Entrichtung einer Gebühr ein Kindersarg
bis zu einer Länge von 100 cm oder eine Urne zusätzlich bei-
gesetzt wird.

(4) In einer Wahlgrabstätte dürfen die Nutzungsberechtig-
ten und ihre Angehörigen bestattet werden. Als Angehörige
im Sinne dieser Bestimmung gelten:
1. die Ehegattin oder der Ehegatte,
2. die eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene

Lebenspartner,
3. leibliche und adoptierte Kinder,
4. die Eltern,
5. die Geschwister,
6. Großeltern und 
7. Enkelkinder sowie
8. Ehegatten und eingetragene Lebenspartner bzw. -partne-

rinnen der unter 3, 5 und 7 bezeichneten Personen.
(5) Die Bestattung anderer Personen bedarf neben der Zu-

stimmung der oder des Nutzungsberechtigten zusätzlich der
Einwilligung des Friedhofsträgers.

§ 15
Nutzungszeit der Wahlgrabstätten

(1) Die Nutzungszeit beträgt ____ Jahre, beginnend mit
dem Tag der Zuweisung. Das Nutzungsrecht kann auf An-
trag nur für die gesamte Grabstätte gegen Zahlung der in der
Friedhofsgebührensatzung vorgesehenen Gebühr verlängert
oder wiedererworben werden. Wird das Nutzungsrecht nicht
verlängert oder wiedererworben, so erlischt es mit Ablauf der
Nutzungszeit.

(2) Die Nutzungsberechtigten haben selbst für eine recht-
zeitige Verlängerung oder einen rechtzeitigen Wiedererwerb
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zu sorgen. Der Ablauf der Nutzungszeit wird sechs Monate
vorher durch einen Hinweis auf der Grabstätte bekannt ge-
macht.

(3) Überschreitet bei einer Bestattung die Ruhezeit die noch
laufende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht entspre-
chend zu verlängern, und zwar für alle Grabbreiten der Grab-
stätte. Die Gebühren richten sich nach der jeweiligen Fried-
hofsgebührensatzung.

§ 16
Eingeschränktes Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten

(1) Sind auf dem Friedhof genügend freie Grabstätten vor-
handen, so kann ohne Vorliegen eines Todesfalles (vgl. § 12
Abs. 2 – Reservierung einer Grabstätte) und nach Ablauf der
Nutzungszeit nach § 15 (Erhaltung einer Grabstätte) ein ein-
geschränktes Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten verliehen
werden. Ein Rechtsanspruch auf die Verleihung eines einge-
schränkten Nutzungsrechts besteht nicht.

(2) Das eingeschränkte Nutzungsrecht an der Wahlgrab-
stätte unterliegt den Bestimmungen der Friedhofssatzung
und der Friedhofsgebührensatzung in den jeweils geltenden
Fassungen mit folgenden Sonderregelungen:

1. Das eingeschränkte Nutzungsrecht umfasst nicht das
Recht zur Bestattung von Leichen oder zur Beisetzung von
Urnen, solange es nicht vorzeitig nach Buchstabe c endet
und in ein uneingeschränktes Nutzungsrecht umgewan-
delt wird.

2. Das eingeschränkte Nutzungsrecht kann abweichend von
§ 15 für eine kürzere Nutzungszeit verliehen werden.

3. Das eingeschränkte Nutzungsrecht endet vorzeitig zu dem
Zeitpunkt, an dem in der Wahlgrabstätte eine Leiche be-
stattet oder eine Urne beigesetzt wird. In diesem Fall gelten
ab dem Zeitpunkt der Belegung die Bestimmungen für ein
uneingeschränktes Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten.

4. Für die Dauer des eingeschränkten Nutzungsrechts ist die
ermäßigte Grabnutzungsgebühr nach der jeweils gelten-
den Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

5. Endet das eingeschränkte Nutzungsrecht vorzeitig nach
Buchstabe c, so ist die entrichtete Grabnutzungsgebühr,
soweit sie auf den Zeitraum nach der vorzeitigen Beendi-
gung des Nutzungsrechts entfällt, auf die Grabnutzungs-
gebühr anzurechnen, die ab dem Zeitpunkt der Belegung
der Grabstätte für das uneingeschränkte Nutzungsrecht zu
entrichten ist.

§ 17
Übertragung oder Übergang von Nutzungsrechten

an Wahlgrabstätten
(1) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten kann zu Lebzei-

ten der oder des Nutzungsberechtigten auf eine Angehörige
oder einen Angehörigen nach § 14 Abs. 4 übertragen werden.
Die Übertragung auf andere Personen bedarf der Zustim-
mung des Friedhofsträgers.

(2) Stirbt die oder der Nutzungsberechtigte, so kann das
Nutzungsrecht vom Friedhofsträger auf eine Angehörige
oder einen Angehörigen nach § 14 Abs. 4 mit deren oder des-
sen Zustimmung übertragen werden. Der Vorrang einer Per-
son vor einer anderen bestimmt sich nach der in § 14 Abs. 4 ge-
nannten Reihenfolge mit der Maßgabe, dass innerhalb der
einzelnen Personengruppen die ältere Person Vorrang hat.

(3) Die Nutzungsberechtigten können das Nutzungsrecht
schon zu Lebzeiten für den Fall ihres Ablebens einer Person
nach § 14 Abs. 4 oder –  mit Zustimmung des Friedhofsträgers
– einer anderen Person durch Vertrag übertragen. Eine Aus-

fertigung des Vertrages ist dem Friedhofsträger unverzüglich
einzureichen.

(4) Diejenige Person, der das Nutzungsrecht von dem
Friedhofsträger nach Absatz 1 oder von dem Nutzungsbe-
rechtigten nach Absatz 3 übertragen wird, hat innerhalb von
sechs Monaten nach der Übertragung die Umschreibung auf
ihren Namen zu beantragen. Die Umschreibung kann versagt
werden, wenn die Übertragung nicht hinreichend urkundlich
nachgewiesen ist.

(5) Der Rechtsübergang des Nutzungsrechts wird wirksam
mit der Umschreibung durch den Friedhofsträger.

(6) Angehörigen der Verstorbenen darf der Zutritt zu der
Grabstätte und deren Pflege nicht verwehrt werden. Die Ge-
staltung der Grabstätte steht ihnen jedoch nicht zu, soweit sie
nicht Nutzungsberechtigte sind.

§ 18
Rückgabe von Wahlgrabstätten

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann je-
derzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letz-
ten Ruhezeit zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur
für die gesamte Grabstätte zulässig, Ausnahmen bedürfen
der Zustimmung des Friedhofsträgers.

(2) Für die Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrab-
stätten besteht kein Rechtsanspruch auf Erstattung von Fried-
hofsgebühren.

§ 19
Urnenreihengrabstätten und Urnenwahlgrabstätten

(1) Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten, die der Reihe
nach belegt und erst im Todesfalle für die Dauer der Ruhezeit
zur Beisetzung einer Urne vergeben werden.

(2) Urnenwahlgrabstätten sind Sondergräber, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit verlie-
hen wird. Es werden Urnenwahlgrabstätten angelegt für eine
oder mehrere Urnen.

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas ande-
res ergibt, gelten für Urnengrabstätten die Vorschriften für
Reihengrabstätten bzw. Wahlgrabstätten entsprechend.

§ 20
Grabstätten in einer Gemeinschaftsgrabstätte,

Baumgrabstätten
(1) Grabstätten in einer Gemeinschaftsgrabstätte können als

Reihengrabstätten oder Wahlgrabstätten für Erdbestattungen
und Urnenbeisetzungen eingerichtet werden. An diesen
Grabstätten werden keine Nutzungsrechte vergeben. Die An-
lage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit
durch den Friedhofsträger. Der Friedhofsträger errichtet auf
der Gemeinschaftsgrabstätte ein gemeinsames Grabmal. 
alternativ:

Der Friedhofsträger legt auf jede Grabstätte eine einheitli-
che Grabplatte. Als Inschrift werden Vor- und Nachname so-
wie Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen Person auf-
genommen.

(2) Baumgrabstätten sind Grabstätten für Urnenbeisetzun-
gen, die an einem vorhandenen oder neu zu pflanzenden Baum
erfolgen. Der Baum darf durch sein Wachstum die benachbar-
ten Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht
beeinträchtigen. Um die Baumwurzeln zu schonen, dürfen
ausschließlich liegende Grabmale (ohne Fundament) oder an-
dere wurzelschonende Gedenktafeln verwendet werden. Pfle-
geeingriffe in den Gehölzbestand und den Bodenwuchs darf
ausschließlich der Friedhofsträger vornehmen. 
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§ 21
Registerführung

Der Friedhofsträger führt einen Gesamtplan, einen Lage-
plan, ein topographisches Grabregister (2fach) und ein chro-
nologisches Bestattungs-Register der Bestatteten.

V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

§ 22
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist – unbeschadet der Anforderungen der
§§ 25 und 27 für Grabfelder mit zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften – so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen,
dass der Friedhofszweck, die Würde des kirchlichen Fried-
hofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage
gewahrt sowie das christliche Empfinden nicht verletzt wer-
den.

§ 23
Wahlmöglichkeit

(1) Neben den Grabfeldern mit allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften (§§ 24 und 26) werden auch solche mit zusätzli-
chen Gestaltungsvorschriften (§§ 25 und 27) angelegt.

(2) Der Friedhofsträger weist bei Erwerb des Nutzungs-
rechts auf die Möglichkeit hin, ein Nutzungsrecht auf einem
Grabfeld mit allgemeinen oder zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften erwerben zu können. Die Antrag stellende Person
bestätigt durch Unterschrift, auf die Wahlmöglichkeit hinge-
wiesen worden zu sein, und erkennt die für die gewählte
Grabstätte geltenden Gestaltungsvorschriften an. 

(3) Wird von der Wahlmöglichkeit kein Gebrauch gemacht,
erfolgt die Bestattung in einem Grabfeld mit allgemeinen Ge-
staltungsvorschriften. 

(4) Mit Übertragung des Nutzungsrechts geht die Ver-
pflichtung zur Einhaltung der Gestaltungsvorschriften auf
die neue nutzungsberechtigte Person als Rechtsnachfolgerin
über. 

§ 24
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

für die Anlage von Grabstätten
(1) Der Friedhof ist ein Garten des Lebens, in dem sich die

Vielfalt von Gottes Schöpfung und christliche Verantwortung
für die Umwelt zeigen sollen.

(2) Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu bepflanzen,
durch die benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen
und Wege nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von
Bäumen und großwüchsigen Sträuchern ist auf den Grabstät-
ten nicht gestattet. Bestehende Gehölze dürfen nur mit Zu-
stimmung des Friedhofsträgers verändert oder beseitigt wer-
den. 

§ 25
Zusätzliche Gestaltungsvorschriften

für die Anlage von Grabstätten
(1) Die Vorschriften dieses Paragraphen gelten für folgende

Grabfelder: ________________
(2) Die Grabstätten müssen eine die gesamte Fläche bedek-

kende Bepflanzung erhalten und sollen durch die besondere
gärtnerische Gestaltung zu einem ausgewogenen Bild des
Friedhofes beitragen. Nähere Regelungen über die Art der Be-
pflanzung und die Gestaltung der Grabstätten können in den
Gestaltungsplänen getroffen werden.

(3) Nicht zugelassen sind insbesondere Bäume und groß-
wüchsige Gehölze sowie Schrittplatten und auch Grabge-

binde aus künstlichem Werkstoff. Dasselbe gilt für Grab-
abdeckungen mit Naturstein, Beton, Terrazzo, Teerpappe,
Kunststoff o. ä.; Grabeinfassungen aus Naturstein werden zu-
gelassen.

§ 26
Allgemeine Gestaltungsvorschriften
für die Errichtung von Grabmalen

(1) Für Grabmale sollen nur Naturstein, Holz, geschmiede-
tes oder gegossenes Metall verwendet werden. Es sollen keine
importierten Grabsteine verwendet werden, die nicht unter
fairen Arbeitsbedingungen und mit Kinderarbeit produziert
worden sind.

(2) Die Mindeststärke stehender Grabmale beträgt bis
100 cm Höhe 12 cm, über 100 cm Höhe 15 cm. Die Friedhofs-
verwaltung kann weiter gehende Anforderungen (z. B. be-
sondere Verdübelung) verlangen, wenn dies aus Gründen
der Standsicherheit des Grabmals erforderlich ist.

§ 27
Zusätzliche Gestaltungsvorschriften
für die Errichtung von Grabmalen

(1) Die Vorschriften dieses Paragraphen gelten für folgende
Grabfelder: ___________

(2) Das Grabmal muss in seiner Bearbeitung, Form und
Farbe so gestaltet sein, dass es sich harmonisch in das ange-
strebte Gesamtbild einfügt.

(3) Für das Grabmal dürfen nur Natursteine, Holz, ge-
schmiedetes oder gegossenes Metall in handwerklicher Aus-
führung verwendet werden.

(4) Nach Maßgabe des Gestaltungsplans sind stehende oder
liegende Grabmale zulässig, jedoch nur ein stehendes Grab-
mal je Grabstätte. Zu einem stehenden Grabmal kann je Grab-
breite zusätzlich ein liegendes gesetzt werden. Es soll dem
vorhandenen in Material, Farbe, Schrift und Bearbeitung ent-
sprechen.

(5) Die Breite eines stehenden Grabmals darf die Hälfte der
Grabstättenbreite nicht überschreiten. Liegende Grabmale
sollen mindestens 12 cm stark sein.

(6) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind die Ansichts-
flächen bei stehenden Grabmalen in folgenden Größen zu-
lässig:

1. auf Reihengrabstätten 0,30-0,40 qm
(in Stelenform)

2. auf einstelligen Wahlgrabstätten
bei einer äußersten Breite von 50 cm 0,40-0,60 qm

3. auf mehrstelligen Wahlgrabstätten 0,50-0,90 qm

4. auf Wahlgrabstätten ab 3 m Breite und in besonderer Lage
zu den von der Friedhofsverwaltung nach der Örtlichkeit
besonders festzulegenden Abmessungen.

(7) Auf Urnengrabstätten sind die Ansichtsflächen in fol-
genden Größen zulässig:

1. auf Urnenreihengrabstätten 
nur liegende Grabmale bis 0,30 qm

2. auf Urnenwahlgrabstätten 0,30-0,45 qm

3. auf Urnenwahlgrabstätten in besonderer Lage zu den von
der Friedhofsverwaltung nach der Örtlichkeit besonders
festzulegenden Abmessungen.

(8) In dem Gestaltungsplan können im Rahmen von Ab-
satz 5 und 6 Höchst- und Mindestabmessungen in Breite und
Höhe vorgeschrieben werden.
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(9) Soweit es im Rahmen der Gesamtgestaltung vertretbar
ist, können Ausnahmen von diesen Vorschriften, insbeson-
dere für Grabmale von besonderer künstlerischer oder hand-
werklicher Ausführung zugelassen werden.

(10) Für Grabmale in besonderer Lage kann der Friedhofs-
träger zusätzliche Anforderungen an Material, Entwurf und
Ausführung stellen.

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten
§ 28

Allgemeines
(1) Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der

Belegung oder nach dem Erwerb des Nutzungsrechts ange-
legt sein. Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jewei-
ligen Nutzungsberechtigten verpflichtet. Sie können entwe-
der die Grabstätten selbst anlegen und pflegen oder den
Friedhofsträger oder eine zugelassene Friedhofsgärtnerin
oder einen zugelassenen Friedhofsgärtner damit beauftragen.
Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf des Nutzungs-
rechts.

(2) Der Friedhofsträger ist befugt, stark wuchernde, abster-
bende oder die Bestattung behindernde Hecken, Bäume und
Gehölze zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blu-
men, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und
an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.

(3) Die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtneri-
schen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein dem
Friedhofsträger.

(4) Ist bei einer Bestattung die Nutzungszeit zu verlängern
und sind Nutzungsberechtigte nicht vorhanden oder Ange-
hörige zur Übernahme des Nutzungsrechts nicht bereit, so
kann der Friedhofsträger die Erstattung der Kosten für die
Anlegung und Unterhaltung einer Rasengrabanlage bis zum
Ablauf der Nutzungszeit von derjenigen Person verlangen,
die die Bestattung veranlasst hat. Die Kostenerstattung nach
Satz 1 entfällt, soweit die Grabpflege durch Dritte sicherge-
stellt ist.

§ 29
Grabpflege, Grabschmuck

(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkraut-
bekämpfungsmitteln sowie von chemischen Reinigungsmit-
teln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen ist nicht
gestattet.

(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauer-
floristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauer-
gestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie
bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben,
nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen
und Markierungszeichen.

(3) Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o.ä.
für die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.

§ 30
Vernachlässigung

(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig angelegt
oder gepflegt, so sind die Verantwortlichen zur Beseitigung
der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich
aufzufordern. Sind die Verantwortlichen nicht bekannt oder
nicht zu ermitteln, genügt ein auf drei Monate befristeter Hin-
weis auf der Grabstätte. Wird die Aufforderung nicht befolgt,
können Reihengrabstätten von dem Friedhofsträger kosten-
pflichtig abgeräumt, eingeebnet und begrünt werden. Bei
Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger stattdessen die
Grabstätten auf Kosten der Nutzungsberechtigten in Ord-

nung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschä-
digung einziehen.

(2) Vor dem Entzug des Nutzungsrechts sind die Nut-
zungsberechtigten noch einmal schriftlich aufzufordern, die
Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen; sind sie
nicht bekannt oder nicht zu ermitteln, hat eine entsprechende
öffentliche Bekanntmachung sowie ein erneuter, auf drei
Monate befristeter Hinweis auf der Grabstätte zu erfolgen.
Die Verantwortlichen sind in den Aufforderungen und der
öffentlichen Bekanntmachung auf die sie treffenden Rechts-
folgen von Absatz 1 und 3 aufmerksam zu machen. In dem
Entziehungsbescheid ist darauf hinzuweisen, dass das Grab-
mal und sonstige bauliche Anlagen entschädigungslos in die
Verfügungsgewalt des Friedhofsträgers fallen.

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1
Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt
oder sind die Verantwortlichen nicht bekannt oder nicht ohne
weiteres zu ermitteln, kann der Friedhofsträger den Grab-
schmuck entfernen. Der Friedhofsträger ist nicht zu einer
Aufbewahrung des abgeräumten Materials verpflichtet.

§ 31
Umwelt- und Naturschutz

Den Erfordernissen des Umwelt- und Naturschutzes ist auf
dem Friedhof Rechnung zu tragen.

VII. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 32

Zustimmungserfordernis
(1) Die Errichtung und Veränderung von Grabmalen bedarf

der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Friedhofsträ-
gers. Sie ist vor Anfertigung oder Veränderung des Grabmals
zu beantragen. Der Antrag ist durch die nutzungsberechtigte
Person oder eine bevollmächtigte Person zu stellen.

(2) Die Anträge sind in zweifacher Ausfertigung mit folgen-
dem Inhalt einzureichen:
1. Grabmalentwurf mit Grundriss sowie Vorder- und Seiten-

ansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe des Materials, sei-
ner Bearbeitung und der Fundamentierung,

2. Wortlaut und Platzierung der Inschrift, der Ornamente
und der Symbole unter Angabe der Form und der Anord-
nung, des Materials sowie seiner Bearbeitung.

In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im
Maßstab 1:5 oder das Aufstellen einer Attrappe in natürlicher
Größe auf der Grabstätte verlangt werden.

(3) Die Errichtung, Aufstellung und Veränderung aller
sonstigen baulichen Anlagen, Einfriedigungen (Steineinfas-
sungen), Bänke und provisorischer Tafeln bedarf ebenfalls
der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Friedhofsträ-
gers. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der
Zustimmung errichtet worden ist.

§ 33
Prüfung durch den Friedhofsträger

(1) Der Friedhofsträger kann verlangen, dass ihm das Grab-
mal und der genehmigte Antrag bei der Anlieferung und vor
der Errichtung zur Prüfung vorgewiesen werden. 

(2) Entspricht die Ausführung des Grabmals nicht dem ge-
nehmigten Antrag und ist sie nicht genehmigungsfähig, kann
der Friedhofsträger die Errichtung des Grabmals verweigern
oder der nutzungsberechtigten Person eine angemessene
Frist zur Abänderung oder Beseitigung des Grabmals setzen.
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Bei bereits errichteten Grabmalen kann der Friedhofsträger
nach ergebnislosem Ablauf der Frist die Abänderung oder Be-
seitigung des Grabmals auf Kosten der nutzungsberechtigten
Person veranlassen.

§ 34
Fundamentierung und Befestigung

(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den
allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamen-
tieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher
sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht um-
stürzen oder sich senken können. Als allgemein anerkannte
Regeln des Handwerks gelten die Richtlinien des Bundesin-
nungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen
von Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung.
alternativ:

Für die Erstellung, die Abnahmeprüfung und die jährliche
Prüfung der Grabanlagen gilt die „Technische Anleitung zur
Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)“, Aus-
gabe August 2006. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für sonstige bauliche Anlagen ent-
sprechend.

§ 35
Mausoleen und gemauerte Grüfte

(1) Soweit auf dem Friedhof Mausoleen oder gemauerte
Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der bestehenden
Nutzungsrechte genutzt werden.

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen
Mausoleen oder gemauerten Grüften sowie die Errichtung
neuer Mausoleen und gemauerter Grüfte soll nur ermöglicht
werden, wenn durch vertragliche Regelungen sichergestellt
wird, dass der Friedhof von entstehenden Kosten freigehalten
wird.

§ 36
Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind
dauernd in gutem und verkehrssicherem Zustand zu halten.
Verantwortlich und haftbar für alle Schäden, die durch Ver-
letzung dieser Pflicht entstehen, ist die jeweilige nutzungsbe-
rechtigte Person.

(2) Mängel haben die Verantwortlichen unverzüglich
durch zugelassene Gewerbetreibende beseitigen zu lassen.
Geschieht dies nicht, so kann der Friedhofsträger das Grab-
mal oder die bauliche Anlage auf Kosten der Verantwortli-
chen instand setzen oder beseitigen lassen. Wenn keine un-
mittelbare Gefahr besteht, erhalten die Verantwortlichen vor-
her eine Aufforderung. Sind sie nicht bekannt oder nicht ohne
weiteres zu ermitteln, so sind sie hierauf durch ein Schild auf
der Grabstätte oder durch ortsübliche Bekanntmachung hin-
zuweisen.

(3) Bei unmittelbarer Gefahr ist der Friedhofsträger berech-
tigt, ohne vorherige Aufforderung an die Verantwortlichen
das Grabmal umzulegen oder andere geeignete Maßnahmen
durchzuführen. Die Verantwortlichen erhalten danach eine
Aufforderung, die Grabstätte oder das Grabmal wieder in
einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht
dies nicht, so kann der Friedhofsträger die notwendigen Ar-
beiten durchführen oder das Grabmal entfernen lassen. Die
entstehenden Kosten haben die Verantwortlichen zu tragen.

§ 37
Entfernung

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor
Ablauf des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung
des Friedhofsträgers entfernt werden.

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale ein-
schließlich des Sockels bzw. Fundamentes und sonstige bau-
liche Anlagen durch die Nutzungsberechtigten zu entfernen,
soweit es sich nicht um Grabmale nach § 38 handelt. Ge-
schieht dies nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf
des Nutzungsrechts, so ist der Friedhofsträger berechtigt, die
Grabstätte abzuräumen oder abräumen zu lassen. Den Nut-
zungsberechtigten steht eine Entschädigung für abgeräumte
Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen nicht zu.

Sofern Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen von dem
Friedhofsträger oder in seinem Auftrag abgeräumt werden,
können die Nutzungsberechtigten zur Übernahme der Kos-
ten herangezogen werden.

§ 38
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

(1) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale oder
solche, die als besondere Eigenart des Friedhofs gelten, sind
in einer Liste zu erfassen. Die Liste ist in angemessenen Zeit-
abständen zu aktualisieren. Die erfassten Grabmale unterste-
hen dem besonderen Schutz des Friedhofsträgers und sollen
auch nach Ablauf des Nutzungsrechts der Grabstätte erhalten
werden.

(2) Für die Erhaltung von Grabmalen nach Absatz 1 können
Patenschaftsverträge abgeschlossen werden, in denen sich
die Nutzungsberechtigten verpflichten, das Grabmal gegebe-
nenfalls zu restaurieren und zu erhalten.

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern

§ 39
Benutzung der Leichenräume

(1) Die Leichenräume dienen zur Aufnahme der Verstorbe-
nen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis des
Friedhofsträgers und in Begleitung einer von ihm beauftrag-
ten Person betreten werden.

(2) Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken
bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen wäh-
rend der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind vor Be-
ginn der Trauerfeier oder der Bestattung endgültig zu schlie-
ßen.

(3) Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten Ver-
storbene liegen, werden nach Möglichkeit in einem besonde-
ren Leichenraum aufgestellt. Der Zutritt Unbefugter zu die-
sem Raum sowie das Öffnen des Sarges bedürfen der vorhe-
rigen amtsärztlichen Zustimmung.

§ 40
Trauerfeiern

(1) Trauerfeiern müssen der Würde des Ortes entsprechen
und dürfen das christliche Empfinden nicht verletzen.

(2) Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum,
am Grabe oder an einer anderen im Freien vorgesehenen
Stelle abgehalten werden.

(3) Für die kirchliche Trauerfeier verstorbener Glieder der
evangelischen Kirche und verstorbener Glieder einer Reli-
gionsgemeinschaft, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
Kirchen in Schleswig-Holstein oder Hamburg angehören,
steht die Kirche zur Verfügung.
alternativ:

(3) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle / Ausseg-
nungshalle (Nichtzutreffendes streichen) zur Verfügung.*

*  Anmerkung: Die erste Alternative ist zu wählen, wenn nur die Kirche
zur Verfügung steht, die zweite Alternative, wenn für Trauerfeiern eine
Friedhofskapelle / Aussegnungshalle zur Verfügung steht.
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(4) Die Aufstellung des Sarges in einem Feierraum kann un-
tersagt werden, wenn die verstorbene Person eine anzeige-
pflichtige Krankheit gehabt hat oder der Zustand der Leiche
eine Aufstellung des Sarges nicht zulässt.

IX. Haftung und Gebühren

§ 41
Haftung

(1) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden, die
durch von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale,
Einfriedigungen und sonstige Anlagen entstehen. Die Ersatz-
pflicht tritt jedoch nicht ein, wenn sie nachweisen können,
dass sie zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforder-
liche Sorgfalt beachtet haben. 

(2) Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung
von Schäden, die durch fremde Personen und Tiere hervor-
gerufen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§ 42
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtun-
gen werden die Gebühren nach der jeweils geltenden Fried-
hofsgebührensatzung erhoben.

X. Schlussvorschriften

§ 43
Übergangsregelung für alte Grabnutzungsrechte

Grabnutzungsrechte, die unbefristet oder auf Friedhofs-
dauer verliehen worden sind, unterliegen den Bestimmungen
dieser Satzung mit der Maßgabe, dass die Nutzungsrechte
_____ Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Satzung erlöschen,
es sei denn, dass ein Wiedererwerb nach § 15 rechtzeitig vor-
genommen wird.

§ 44
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom
________________ außer Kraft.

___________________________________

Die vorstehende Friedhofssatzung wird hiermit ausgefer-
tigt. Sie wurde durch den Bescheid des Kirchenkreisvorstan-
des des Kirchenkreises _________________________________
vom ____________ (Az.: _____________) kirchenaufsichtlich
genehmigt.

____________________, den ____________________

Ev.-Luth. Kirchengemeinde
_______________________________________________
– Der Kirchenvorstand –

___________________   (Kirchensiegel)   ___________________
      Vorsitzende/r                                             Mitglied

Hinweis:

Die vorstehende Friedhofssatzung wurde

a) mit vollem Wortlaut veröffentlicht in
____________________________
(Veröffentlichungsorgan)

am ________________________

b) öffentlich ausgehängt in der Zeit von _________________
bis ___________________ 
in den Schaukästen der Kirchengemeinde ______________,
die sich befinden in (genaue Bezeichnung der Standorte)
_________________________________________, nach vor-
herigem Hinweis in  _________________________________

(Veröffentlichungsorgan)

am _____________________.

___________________   (Kirchensiegel)   ___________________
      Vorsitzende/r                                             Mitglied

Je nach Art der amtlichen Bekanntmachung sind die Anga-
ben bei Buchstabe a oder b auszufüllen. Der nichtzutreffende
Buchstabe ist dann zu streichen. 

Anhang 2

Muster

Friedhofsgebührensatzung
für den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde

____________________________

Nach Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe f und m der Verfassung
der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche i. V. m. § 42 der Fried-
hofssatzung hat der Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirchen-
gemeinde ____________________________ in der Sitzung am
_____________ die nachstehende Friedhofsgebührensatzung
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Für die Benutzung des Friedhofs der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde _______________________ und seiner Einrichtungen
sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen des Fried-
hofsträgers werden Gebühren nach dieser Gebührensatzung
erhoben.

§ 2
Gebührenschuld

Zur Zahlung der Gebühren ist die Antragstellerin bzw. der
Antragsteller und diejenige bzw. derjenige verpflichtet, in de-
ren bzw. dessen Auftrag der Friedhof oder seine Einrichtun-
gen benutzt werden. Sind mehrere Personen zahlungspflich-
tig, so haften sie als Gesamtschuldner.

§ 3
Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch schriftli-
chen Gebührenbescheid. Dieser wird der Gebührenschuldne-
rin bzw. dem Gebührenschuldner durch einfachen Brief be-
kannt gegeben. 

(2) Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Erhalt
des Gebührenbescheides fällig.

(3) Der Friedhofsträger kann – abgesehen von Notfällen –
die Benutzung des Friedhofs untersagen und Leistungen ver-
weigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet wor-
den sind oder eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist.

(4) Gebührenbescheide, die formularmäßig oder mit Hilfe
automatischer Einrichtungen erlassen werden, sind ohne Un-
terschrift oder Namenswiedergabe gültig. § 119 Abs. 3 Satz 2
der Abgabenordnung gilt entsprechend. 

(5) Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen Gebührenbe-
scheide haben keine aufschiebende Wirkung. Im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes
und der Verwaltungsgerichtsordnung in der jeweils gelten-
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den Fassung, soweit durch Kirchengesetz nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 4
Säumniszuschläge, Kosten,

Einziehung rückständiger Gebühren
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeits-

tages entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 vom Hundert des abge-
rundeten rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; ab-
zurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag.

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Por-
tokosten durch die Gebührenschuldnerin bzw. den Gebüh-
renschuldner zu erstatten.

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kos-
ten nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfahren
eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat die Voll-
streckungsschuldnerin bzw. der Vollstreckungsschuldner zu
tragen.

§ 5
Verjährung der Gebühren

Für die Festsetzungsverjährung der Gebühren gelten die
§§ 169 bis 171 der Abgabenordnung und für die Zahlungsver-
jährung der Gebühren die §§ 228 bis 232 der Abgabenord-
nung entsprechend.

§ 6
Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an
Grabstätten (Grabnutzungsgebühren einschließlich ggf.
Friedhofsunterhaltungsgebühren)

1. Reihengrabstätte
a) für Särge bis 1,20 m für ______ Jahre ______ Euro
b) für Särge über 1,20 m für ______ Jahre ______ Euro
c) für Särge über 1,20 m

in Rasenlage für ______ Jahre ______ Euro
d) für Urnen für ______ Jahre ______ Euro

2. Wahlgrabstätte für ______ Jahre
a) für die 1. und 2. Grabbreite – je Grabbreite ______ Euro
b) für die 3. bis 5. Grabbreite – je Grabbreite ______ Euro
c) für die 6. bis 9. Grabbreite – je Grabbreite ______ Euro
d) ab der 10. Grabbreite – je Grabbreite ______ Euro

3. Wahlgrabstätte in besonderer Lage
für ______ Jahre – je Grabbreite – ______ Euro

4. Rasen-Wahlgrabstätte
für ______ Jahre – je Grabbreite – ______ Euro

5. Urnenwahlgrabstätte
für ______ Jahre – je Grabbreite – ______ Euro

6. Urnenwahlgrabstätte in besonderer Lage
für ______ Jahre – je Grabbreite – ______ Euro

7. Grabstätte in einer Gemeinschaftsgrabstätte
für ______ Jahre – je Grabbreite – ______ Euro

8. Baumgrabstätte für _____ Jahre ______ Euro
9. Für die zusätzliche Beisetzung

a) einer Urne oder eines Kindersarges in 
einer Reihengrabstätte ______ Euro

b) einer Urne oder eines Kindersarges in 
einer Wahlgrabstätte ______ Euro

10. Überlassung von Nebenland für die Dauer
der Nutzungszeit je qm und Jahr ______ Euro

11. Wahlgrabstätte mit einem eingeschränkten
Nutzungsrecht je Grabbreite und Jahr ______ Euro

12. Wiedererwerb und Verlängerung von Nutzungsrechten. 
Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung
wird der Jahresbetrag der Gebühren unter Nr. 2 bis 6
und 9 bis 10 berechnet. Dabei bleiben Teile eines Jahres bis
zu sechs Monaten ohne Berechnung. Für Teile eines Jah-
res von mehr als sechs Monaten wird die volle Jahresge-
bühr erhoben.

Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlän-
gerung des Nutzungsrechts wird für die gesamte Nutzungs-
zeit im Voraus erhoben.

II. Verwaltungsgebühren
1. Für die Ausstellung einer Graburkunde

und Überlassung der Friedhofssatzung ______ Euro
2. Für die Umschreibung einer Graburkunde

auf den Namen anderer Berechtigter ______ Euro
3. Für die Entscheidung über Anträge auf Genehmigung zur

Aufstellung
a)  eines stehenden Grabmals einschließlich

der Prüfung der Standfestigkeit ______ Euro
b)  eines liegenden Grabmals ______ Euro

4. Für die Entscheidung über Anträge 
auf Zulassung einer oder 
eines Gewerbetreibenden ______ Euro

5. Gebühr für das Abräumen und Entsorgen 
eines Grabmals, eines Fundamentes, 
einer Grabeinfassung oder sonstigen 
baulichen Anlage je angefangener 
halber Kubikmeter Material ______ Euro

III. Gebühren für die Bestattung
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der

Kränze und der überflüssigen Erde
1. Für eine Erdbestattung

a) in einer Reihengrabstätte
Särge bis 1,20 m ______ Euro
Särge über 1,20 m ______ Euro

b) in einer Wahlgrabstätte
Särge bis 1,20 m ______ Euro
Särge über 1,20 m ______ Euro

2. Für eine Urnenbeisetzung ______ Euro
3. Für eine Baumbestattung ______ Euro

IV. Sonstige Gebühren
1. Gebühr für die Benutzung der

Leichenkammer, je Sarg ______ Euro
2. Gebühr für die Benutzung der

Friedhofskapelle, je Trauerfeier* ______ Euro
(* Anmerkung: Für Kirchenmitglieder ist die Benutzung
der Friedhofskapelle als kirchlicher Raum gebührenfrei.
Verlangt werden kann nur ein Ersatz der entstandenen Ko-
sten für Beleuchtung, Heizung, Reinigung etc.)

3. Dekoration
a) Friedhofskapelle ______ Euro
b) Leichenhalle ______ Euro

4. Gruftschmuck ______ Euro
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V. Gebühren für Ausgrabungen

1. Für die Ausgrabung einer Leiche ______ Euro

2. Für die Ausgrabung einer Urne ______ Euro

§ 7
Zusätzliche Leistungen

Für besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebühren-
tarif nicht vorgesehen sind, setzt der Friedhofsträger die zu
entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsäch-
lichen Aufwand fest.*

(* Anmerkung: Hier können die Kosten für Beleuchtung,
Heizung und Reinigung der Friedhofskapelle aufgeführt
werden; vgl. IV. 2.)

§ 8
Schlussbestimmungen

Diese Friedhofsgebührensatzung tritt am Tage nach der
amtlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Friedhofsgebührensatzung vom ___________ außer Kraft.

______________________________________

Die vorstehende Friedhofsgebührensatzung wird hiermit
ausgefertigt. Sie wurde durch den Bescheid des Kirchenkreis-
vorstandes des Kirchenkreises __________________________
vom _______________ (Az.: ___________) kirchenaufsichtlich
genehmigt. 

____________________, den ____________________

Ev.-Luth. Kirchengemeinde ____________________________
– Der Kirchenvorstand –

___________________   (Kirchensiegel)   ___________________
      Vorsitzende/r                                             Mitglied

Anhang 3

Merkblatt
für den Umwelt- und Naturschutz

auf den kirchlichen Friedhöfen

Im Interesse des Umwelt- und Naturschutzes auf den kirch-
lichen Friedhöfen werden folgende Anregungen gegeben.

I. Friedhofsgrün

1. In den Friedhofsanlagen mehr landschafts- und klimage-
mäße Bäume und Sträucher pflanzen: wichtig für die Luft-
reinigung und Bildung von Kleinklima. Die Pflanzung von
Vogelschutz- und Bienennährgehölzen fördern.

2. Wertvolle Bäume und Bestattungsflächen erhalten. Für die
Pflanzung von Bäumen und Sträuchern außerhalb der Be-
stattungsflächen 35 % der gesamten Friedhofsfläche an-
streben.

3. Besondere Baumreihen, Alleen und solitäre Bäume schüt-
zen. Keinen Baum ohne zwingende Notwendigkeit kap-
pen oder fällen.

4. Unter Bäumen und Sträuchern geeignete Bodendecker
pflanzen, die das Laub aufnehmen können, um es nicht
überall entfernen zu müssen.

5. Möglichst wenig Hecken im strengen Schnitt halten. Es ist
besser, die Hecken auszulichten und in längeren Zeitab-
ständen zu verjüngen.

6. Freiflächen voll begrünen. Größere Rasenflächen als Wie-
sen behandeln und nur zwei- bis dreimal jährlich mähen.

II. Wege und Plätze
1. Wege und Plätze nur dort in Pflaster legen, wo es für die

Benutzung unerlässlich ist. Asphaltierung vermeiden. Wo
es angebracht ist, Wege in Rasen legen. Wildkräuter auf
Wegen und Plätzen möglichst mechanisch oder manuell
bekämpfen. Die Anwendung vom Pflanzenschutzmitteln
ist auf Wegen und Plätzen verboten (als Pflanzenschutz-
mittel gelten auch Stoffe, die dazu bestimmt sind, Pflanzen
abzutöten oder Flächen von Pflanzenwuchs freizumachen
oder freizuhalten).

2. Alle Möglichkeiten nutzen, um die Verwendung von
Kunststoffen abzuwehren. Kunststoffe örtlich nicht ver-
brennen.

3. Streusalze und chemisch angereicherte Streumittel nicht
anwenden.

4. Oberflächenwasser in die Vegetationsflächen ableiten.

III. Abfallbeseitigung, Kompostwirtschaft
Alle verweslichen Abfälle kompostieren, nur die nicht ver-

weslichen zur Abfallbeseitigungsanlage bzw. zur Mülldepo-
nie. Dadurch können kostspielige Torfbeschaffungen einge-
schränkt und die Torfmoore geschont werden. 

IV. Feuchtbiotope
Wasserhaltende Niederungen, Teiche und Bäche natürlich

erhalten.

V. Maschinen und Geräte
Langfristig auf elektrogetriebene und umweltfreundliche

Maschinen und Geräte umrüsten (Geräuschminderung und
Luftreinhaltung). 

VI. Pflanzenschutz und Schädlingsbekämpfung –
Vogelschutz

1. Anwendung der biologischen Schädlingsbekämpfung
und des integrierten Pflanzenschutzes.

2. Gute Bodenpflege, Wässern und Düngen (vorzugsweise
organisch) sind Voraussetzungen für optimales Wachstum
und für Widerstandsfähigkeit der Pflanzen gegen Schäd-
linge und Krankheiten. Die chemische Schädlingsbekämp-
fung kann dadurch verringert bis entbehrlich gemacht
werden.

VII. Aus- und Fortbildung
Die Aus- und Fortbildung in Fragen des Umweltschutzes

im kirchlichen Bereich stärker wahrnehmen.

VIII. Ansprechstellen
1. Die Kirchenkreisbeauftragten für Friedhofswesen (Bera-

tung der Kirchengemeinden).
2. Naturschutzbehörden und Umweltbeauftragte (Kontakt-

pflege).
3. Vogel- und Umweltschutzgruppen (Kontaktpflege).
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Bekanntmachung
der Änderung der Richtlinien

für die Liste der Theologiestudierenden
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche

Das Nordelbische Kirchenamt hat auf seiner Sitzung am
12. Juni 2007 die Richtlinien für die Liste der Theologiestudie-
renden der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
vom 25. Sept. 1997 (GVOBl. S. 172) geändert. Da die Änderun-
gen sämtliche Paragraphen der Richtlinien betreffen, wird der
sich danach ergebende neue Wortlaut nachstehend bekannt
gegeben.

Kiel, den 5. Juli 2007

Nordelbisches Kirchenamt 
Im Auftrage

Karen  Re imer

Az.: 2120/P Re

*

Richtlinien
für die Liste der Theologiestudierenden

der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche
§ 1

(1) Das Nordelbische Kirchenamt führt eine Liste der Theo-
logiestudierenden der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche.

(2) Die Liste dient dem Ziel, 
a) den Kontakt zwischen der Nordelbischen Evangelisch-Lu-

therischen Kirche und den Theologiestudierenden, die
später in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen
Kirche Pastorin oder Pastor werden möchten, zu pflegen,

b) die nordelbischen Theologiestudierenden bereits während
ihres Studiums im Blick auf die Anforderungen des Pasto-
renberufes zu beraten und zu fördern,

c) für eine längerfristige Ausbildungs- und Personalplanung
einen Überblick zu erhalten.

(3) Die Aufnahme in die Liste begründet weder einen
Rechtsanspruch auf Übernahme in den Vorbereitungsdienst
(Vikariat) noch eine rechtliche Verpflichtung, in diesen Dienst
einzutreten. 

§ 2
In die Liste können Bewerberinnen und Bewerber eingetra-

gen werden, die
a) Mitglieder der evangelischen Kirche sind, 
b) an einer Universität oder Kirchlichen Hochschule evange-

lische Theologie mit dem Ziel studieren, die Erste Theolo-
gische Prüfung der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche abzulegen, 

c) beabsichtigen, nach Abschluss ihrer Ausbildung als Pasto-
rin oder Pastor in derNordelbischen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche tätig zu sein.

§ 3
(1) Die Aufnahme in die Liste wird bei dem Nordelbischen

Kirchenamt beantragt.
(2) Der Aufnahmeantrag muss enthalten:

a) Angaben zur Person und zum bisherigen Bildungsweg der
Bewerberin bzw. des Bewerbers,

b) Angaben gemäß § 2,

c) eine Erklärung der Bewerberin bzw. des Bewerbers, dass
sie bzw. er die Bestimmungen in § 1 Abs. 3 zur Kenntnis ge-
nommen hat,

d) die Mitteilung der Bereitschaft zu einem Kennenlernge-
spräch mit der Ausbildungsreferentin bzw. dem Ausbil-
dungsreferenten des Nordelbischen Kirchenamtes,

e) eine Erklärung der Bewerberin bzw. des Bewerbers, dass
sie bzw. er bei keiner anderen Landeskirche in der Liste der
Theologiestudierenden geführt wird bzw. – bei Listen-
wechsel – auf welcher gliedkirchlichen Liste sie bzw. er
bisher eingetragen ist.

(3) Dem Aufnahmeantrag sind folgende Unterlagen beizu-
fügen:
a) ein ausführlicher Lebenslauf mit aktuellem Passbild,
b) eine persönliche Erläuterung der Studienmotivation und

des Berufswunsches,
c) eine beglaubigte Kopie des Konfirmationsscheins,
d) eine beglaubigte Kopie des Abiturzeugnisses oder eines

anderen Nachweises der Hochschulreife,
e) zwei Referenzschreiben, in denen zu Studienmotivation

und Berufswunsch der Bewerberin bzw. des Bewerbers
Stellung genommen wird; unter den Referenzgebern soll
eine Pastorin bzw. ein Pastor der Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche (oder einer anderen Gliedkirche
der Evangelischen Kirche in Deutschland) sein,

f) eine Immatrikulationsbescheinigung.
(4) Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt der

Antragstellung das Reifezeugnis noch nicht erworben haben
oder mit dem Theologiestudium noch nicht begonnen haben,
können Reifezeugnis und/oder Immatrikulationsbescheini-
gung nachreichen. 

§ 4 
(1) Über die Aufnahme in die Liste entscheidet das Nord-

elbische Kirchenamt.
(2) Die Aufnahme in die Liste wird der Bewerberin bzw.

dem Bewerber schriftlich mitgeteilt. Gleichzeitig ist die für
die Bewerberin bzw. den Bewerber zuständige Gemeinde-
pfarrstelle und die zuständige Pröpstin bzw. der zuständige
Propst darüber zu informieren.

(3) Das Nordelbische Kirchenamt wird andere Gliedkir-
chen der Evangelischen Kirche in Deutschland unverzüglich
benachrichtigen, wenn Bewerberinnen bzw. Bewerber in die
Liste aufgenommen werden, die bisher auf einer anderen
gliedkirchlichen Liste eingetragen waren. 

§ 5
Das Nordelbische Kirchenamt fördert die in der Liste ein-

getragenen Theologiestudierenden vornehmlich durch:
a) Beratung in allen Fragen, die die Ausbildung zur Pastorin

bzw. zum Pastor betreffen,
b) Informationen über wesentliche Vorgänge in der Nord-

elbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche,
c) Förderung von Veranstaltungen und Tagungen für Theo-

logiestudierende, insbesondere Durchführung eines Ge-
meindepraktikums und einer Orientierungswoche,

d) Unterstützung von freiwilligen Zusammenschlüssen der
Theologiestudierenden und Pflege des Kontaktes zu
ihnen,

e) Ermöglichung von Kooperation und Mitwirkung bei Ver-
anstaltungen bzw. in Gremien, die für die Ausbildung zur
Pastorin bzw. zum Pastor von Bedeutung sind.
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§ 6
(1) Die in der Liste eingetragenen Studierenden sind gebe-

ten, dem Nordelbischen Kirchenamt in regelmäßigen Abstän-
den, zumindest alle zwei Jahre, einen Studienbericht zukom-
men zu lassen sowie insbesondere die Nachweise über be-
standene Sprachprüfungen (Hebräisch, Griechisch, Latein)
und über die Zwischenprüfung.

(2) Die Theologiestudierenden sind verpflichtet, sich nach
bestandener Zwischenprüfung und möglichst nach Teilnah-
me an der Orientierungswoche zu einem Gespräch mit der
Ausbildungsreferentin bzw. dem Ausbildungsreferenten an-
zumelden.

(3) Sie sind verpflichtet, nach Ablegung der Zwischenprü-
fung an dem von der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche durchgeführten Gemeindepraktikum und der
Orientierungswoche teilzunehmen (zu Ausnahmeregelun-
gen vgl. § 9 Abs. 2 Buchstabe e).

(4) Den Theologiestudierenden wird empfohlen, im Rah-
men der vorhandenen Möglichkeiten im Laufe ihres Stu-
diums an mehreren Hochschulen – möglichst auch im Aus-
land – zu studieren. 

(5) Es ist dem Nordelbischen Kirchenamt mitzuteilen:
a) eine Veränderung der Anschrift,
b) die Eintragung auf eine andere gliedkirchliche Liste der

Theologiestudierenden,
c) wenn eine oder mehrere der in § 2 genannten Aufnahme-

voraussetzungen entfallen.

§ 7
(1) In der Liste eingetragene Theologiestudenten, die sich

vom Wehr- oder Zivildienst zurückstellen lassen wollen, er-
halten von dem Nordelbischen Kirchenamt auf Antrag die
dafür erforderliche Bescheinigung zur Vorlage bei dem Kreis-
wehrersatzamt oder bei dem Bundesamt für Zivildienst. 

(2) Theologiestudenten, die eine Bescheinigung zur Vorla-
ge bei dem Kreiswehrersatzamt oder bei dem Bundesamt für
den Zivildienst erhalten haben, sind verpflichtet, dem
Nordelbischen Kirchenamt regelmäßig den ordnungsgemä-
ßen Ablauf des Theologiestudiums nachzuweisen. Dazu ist
jedes Jahr ein Studienbericht und mindestens ein Leistungs-
nachweis vorzulegen. § 6 Abs. 5 Buchstabe c gilt entspre-
chend.

(3) Wird der Vorlagepflicht nach Absatz 2 trotz Erinnerung
nicht genügt oder entfallen die Aufnahmevoraussetzungen
nach § 2, so wird die Bescheinigung widerrufen. 

(4) Bewerber, die nach § 3 Abs. 1 bis 3 einen Antrag auf Auf-
nahme in die Liste gestellt haben, aber noch nicht aufgenom-
men worden sind, können von dem Nordelbischen Kirchen-
amt auf Antrag eine vorläufige Bescheinigung zur Vorlage bei
dem Kreiswehrersatzamt oder bei dem Bundesamt für den
Zivildienst erhalten, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
von § 3 Abs. 4. § 7 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 8
(1) Sinnvoll für ein gelingendes und erfolgreiches Theolo-

giestudium ist es, dass sich die Theologiestudierenden bemü-

hen, ihr wissenschaftliches Studium und das Leben in der
christlichen Gemeinde in Verbindung zu setzen. Entspre-
chend sind sie gebeten, sich nicht nur am Heimatort, sondern
auch am Studienort am kirchlichen Leben zu beteiligen. 

(2) Die Pastorinnen und Pastoren sowie Pröpstinnen und
Pröpste der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
sind gebeten, sich in besonderer Weise der in der Liste einge-
tragenen Theologiestudierenden in ihren Kirchenkreisen an-
zunehmen und die Beteiligung von Theologiestudierenden
am kirchlichen Leben zu fördern. 

§ 9

(1) Aus der Liste der Theologiestudierenden scheidet aus,
wer nach Ablegung der Ersten Theologischen Prüfung in das
Vikariat übernommen wird. Wer nach Ablegung der Ersten
Theologischen Prüfung nicht sofort in das Vikariat aufge-
nommen wird oder werden möchte, bleibt in der Liste einge-
tragen.

(2) Wird eine Theologiestudentin oder ein Theologiestu-
dent aus der Liste gestrichen, so ist ihr bzw. ihm das schrift-
lich unter Angabe des Grundes mitzuteilen. Aus der Liste
wird gestrichen, wer

a) die Aufnahmevoraussetzungen nach § 2 nicht mehr erfüllt
oder

b) in die Liste der Theologiestudierenden einer anderen Lan-
deskirche aufgenommen worden ist oder

c) nach § 7 Abs. 3 keinen Anspruch mehr auf Aufrechterhal-
tung der Bescheinigung zur Vorlage bei dem Kreiswehrer-
satzamt oder bei dem Bundesamt für den Zivildienst hat
oder

d) nach dem neunten Fachsemester die Zwischenprüfung
nicht abgelegt hat oder

e) nicht innerhalb von zwei Jahren nach Ablegung der Zwi-
schenprüfung an dem nordelbischen Gemeindepraktikum
und der Orientierungswoche (s. § 5 Abs. 1 Buchstabe c) teil-
genommen hat.

Von den Ausschlusstatbeständen unter den Buchstaben d
und e können auf begründeten schriftlichen Antrag hin in be-
sonderen Härtefällen Ausnahmen gemacht werden.

(3) Die Mitteilungspflicht nach Absatz 2 gilt auch dann als
erfüllt, wenn die oder der Betroffene über die Absicht, sie
oder ihn aus der Liste zu streichen, schriftlich unterrichtet
worden ist und dazu innerhalb einer festgelegten Erklärungs-
frist nicht Stellung nimmt.

(4) Die zuständige Gemeindepastorin oder der zuständige
Gemeindepastor und die zuständige Pröpstin oder der zu-
ständige Propst sind über die Streichung aus der Liste zu in-
formieren.

§ 10

Diese Richtlinien treten am Tag ihrer Veröffentlichung im
GVOBl. in Kraft. § 6 Abs. 4 und § 9 Abs. 2 Buchstabe c gelten
nicht für Studierende, die bereits vor diesem Tag ihre Zwi-
schenprüfung abgelegt haben.


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Pfarrstellenaufhebung
Die Pfarrstelle des Kirchlichen Vereins für Diakonie wird

mit sofortiger Wirkung aufgehoben.

Az.: 20 Kirchlicher Verein für Diakonie – P Vo / P Na



I I .  Bekanntmachungen

III .  Pfarrs te l lenausschreibungen
In der Kirchengemeinde Ascheberg im Kirchenkreis Plön

ist die Pfarrstelle vakant und zum nächstmöglichen Termin
mit einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Beset-
zung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.

Die Kirchengemeinde Ascheberg, mit zwei Predigtstätten
in Ascheberg und Dersau, direkt am Großen Plöner See gele-
gen, hat ca. 3.000 Gemeindeglieder. Sie umfasst den Ort
Ascheberg, die Dörfer Dersau und Dörnick sowie mehrere
Siedlungen und Höfe mit zusammen ca. 5.000 Einwohnern
mit guter Infrastruktur, Grundschule am Ort, weiterführende
Schulen in Plön. Durch Neubaugebiete ist Ascheberg in den
letzten Jahren stark gewachsen und viele junge Familien ha-
ben sich hier angesiedelt. 

Ascheberg hat sich zu einem lebhaften Ort entwickelt. Sie
finden hier ein reges Vereinsleben, eine kirchliche Kinderstu-
be, einen Gemeindekindergarten, eine Grundschule, je zwei
Arzt- und Zahnarztpraxen, eine Apotheke sowie ein Ein-
kaufszentrum und Aldi in der Ortsmitte. Alle anderen Schul-
arten und Einrichtungen sind mit Zug oder Bus im nur 6 km
entfernten Plön leicht zu erreichen.

Unsere Michaeliskirche (1954 erbaut), das Pastorat (1968)
und das Gemeindehaus (1983) liegen direkt beieinander in
unmittelbarer Nähe des Sees. Der kirchliche Friedhof mit Ka-
pelle liegt ca. 2 km außerhalb von Ascheberg auf dem Weg
nach Dersau.

In der Dersauer Christuskirche mit Gemeindesaal findet
zurzeit einmal im Monat ein Gottesdienst statt. Zudem wer-
den in den Seniorenresidenzen Dersau, Dörnick und Asche-
berg alle 14 Tage Andachten gehalten. 

Neben der kirchlichen Kinderstube gibt es noch weitere ak-
tive Gruppen, wie z.B. Kindergottesdienst und Jungschar-
gruppen, eine Pfadfindergruppe, einen Frauenkreis, einen
Posaunenchor, eine Kantorei, zwei Hauskreise, einen Senio-
renkreis und eine Wandergruppe, die sowohl von einer Dia-
konin mit halber Stelle wie auch von haupt-, neben- und eh-
renamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen betreut wer-
den.

Für die Arbeit in unserer Gemeinde wünschen wir uns eine
Persönlichkeit, die

– in und mit der Gemeinde wohnt und lebt
– federführend die Verwaltungsarbeit leitet und verantwor-

tet
– teamfähig ist und Freude an der Zusammenarbeit mit den

haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern hat
– Freude an Gottesdiensten in unterschiedlichen Formen,

Verkündigung und Seelsorge hat
– Kontaktfreude und Engagement zeigt, um Bestehendes

fortzuführen und Neues für ein einladendes Gemeindele-
ben zu entwickeln

– Freude an der Arbeit mit unseren Pfadfindern hat
– Beziehung zu unseren Jugendlichen nach der Konfirma-

tion weiter pflegt und sie ermutigt, die Gemeindearbeit
mitzugestalten

– einen Brückenschlag zwischen den jungen, neuen Familien
und den Alt-Aschebergern ermöglichen sowie die bisheri-
ge gute Seniorenarbeit fortführen kann

– ihren Dienst unter die Aussage von Kol. 3,17 stellt: „Lasst
all euer Tun – euer Reden wie euer Handeln – im Namen
unseres Herrn Jesus geschehen.“

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Le-
benslauf sind zu richten an den Propst des Kirchenkreises
Plön, Am Alten Amtsgericht 5, 24211 Preetz.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen.
Auskünfte erteilen Herr Propst Matthias Petersen, Tel.

04342/71744, und der stellvertretende Vorsitzende des Kir-
chenvorstandes, Herr Joachim Fahlbusch, Tel. 04526/8086.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 15. September
2007.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Ascheberg – P Kä

*
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In der Kirchengemeinde Heikendorf im Kirchenkreis Kiel
wird die 2. Pfarrstelle (100 %) vakant und ist zum nächstmög-
lichen Termin mit einer Pastorin oder einem Pastor zu beset-
zen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstan-
des.

Bei etwa 4.600 Gemeindegliedern hat die Gemeinde 2 Pfarr-
stellen, von denen eine zu 50 % besetzt ist. Der Kirchenvor-
stand wird seit Jahren ehrenamtlich geleitet, so dass die Pas-
toren von Verwaltungsaufgaben überwiegend entlastet sind.

Die Gemeindearbeit in Heikendorf ist vielfältig und leben-
dig. Dieses zeigt sich in einem guten Gottesdienstbesuch und
einer regen Teilnahme an der kirchlichen Gruppenarbeit. Die
Gemeindearbeit wird von zahlreichen engagierten ehrenamt-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und einem kompe-
tenten und leistungsstarken Team von hauptamtlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern getragen. Schwerpunkte sind
neben der Verkündigung die kirchenmusikalische Arbeit, die
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, die Kindertagesstätte
mit etwa 110 Betreuungsplätzen, die Seniorenarbeit, die Kon-
firmandenarbeit und die lebendigen Partnerschaften zu Ge-
meinden in Lettland und Tansania. Daneben prägen zahlrei-
che Feste und Großveranstaltungen das Gemeindeleben. Eine
gute ökumenische Partnerschaft zu den anderen christlichen
Kirchen vor Ort ist für uns ebenso selbstverständlich wie die
gute Zusammenarbeit mit den Nachbarkirchengemeinden
und deren Pastoren. Neben einem engagierten, altersmäßig
gut durchmischten Kirchenvorstand bieten wir eine einladen-
de Kirche mit angeschlossenem Gemeindezentrum in guter
Ausstattung und ein angrenzendes Pastorat mit 140 qm
Wohnfläche, Garten und Garage.

Das Gebiet der Kirchengemeinde Heikendorf deckt sich flä-
chenmäßig mit dem Gebiet des Ostseebades Heikendorf. Die
Kirche pflegt eine gute Zusammenarbeit mit der kommuna-
len Gemeinde und mit den örtlichen Vereinen und Verbän-
den. Heikendorf ist eine bevorzugte Vorortgemeinde der
Landeshauptstadt Kiel, an der Kieler Förde gelegen, mit Ba-
destrand, Segel- und Fischereihafen. Hier leben etwa 8.300
Menschen. Grund- und Hauptschule, Realschule und Gym-
nasium sind am Ort. Nähere Infos auch unter www.kirche-
heikendorf.de sowie unter www.heikendorf.de.

Wir freuen uns auf Bewerber und Bewerberinnen, die

– ihre Freude an der Verkündigung in vielfältiger Art und
Weise gestalten,

– ein weites Herz und ein offenes Ohr für die Seelsorge be-
sitzen,

– eine mehrjährige Erfahrung in der Gemeindearbeit haben, 

– engagiert auftreten können,

– Teamfähigkeit, Einsatzfreude, zielorientierte Entschei-
dungsfähigkeit und Umsetzungsbereitschaft zeigen,

– eigene Ideen und Freude an deren Verwirklichung haben,

– bei allem Wunsch nach Gestaltung und Engagement auf
sich achten, unseren Humor teilen und vielleicht sogar
plattdeutsch sprechen. 

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf sind zu rich-
ten an den amtierenden Propst des Kirchenkreises Kiel, Herrn
Lienau-Becker, Falckstr. 9, 24103 Kiel.

Auskünfte erteilen die Vorsitzende des Kirchenvorstandes
Annekatrin Löptien, Tel. 0431- 243173, und Pastorin Susanne
Sengstock, Tel. 0431- 2487711.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 13. September
2007.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Heikendorf (2) – P Kä

*

Im Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg ist zum 1. Januar
2008 auf die Dauer von 10 Jahren das Amt der Pröpstin oder
des Propsten zu besetzen. Der jetzige Stelleninhaber über-
nimmt zu diesem Zeitpunkt eine andere Aufgabe. 

Der Kirchenkreis hat 31 Kirchengemeinden, die auf freiwil-
liger Basis in Regionen zusammenarbeiten, und rund 86.000
Gemeindeglieder.

Der Sitz der zukünftigen Pröpstin oder des zukünftigen
Propstes wird Ratzeburg sein, eine liebenswerte Stadt in land-
schaftlich herausragender Lage, die über alle weiteren Schu-
len verfügt und Kreisstadt ist. Ratzeburg ist wegen seiner La-
ge Sitz gemeinsamer Einrichtungen der Pommerschen, der
Mecklenburgischen und der Nordelbischen Kirche.

Die Pröpstin/der Propst soll in dem zurzeit intensiv fort-
schreitenden Fusionsprozess mit dem Kirchenkreis Lübeck
zu einem neuen Kirchenkreis Lübeck/Lauenburg die Rolle
des Kirchenkreises Herzogtum Lauenburg engagiert vertre-
ten und zugleich eine vertrauensvolle Kooperation mit dem
Lübecker Propst pflegen. Dazu ist Teamfähigkeit gefragt. Sie
oder er soll die Zusammenarbeit mit der Mecklenburgischen
und Pommerschen Kirche fördern.

Der Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg ist ein ländlicher
Kirchenkreis mit einer langen Geschichte als selbstständiger
kirchlicher Handlungsraum. In ihm und seinen Gemeinden
lebt diese Geschichte in einer guten Traditionsverbundenheit
und selbstverständlichen Kirchlichkeit fort. Der Kirchenkreis
setzt missionarische Impulse nach innen und außen (Schwer-
punkt Papua-Neuguinea) und unterstützt mit kirchenkreis-
weiten Angeboten (Jugendpfarramt, Frauenwerk u.a.) die Ge-
meinden und wirkt so am Gesamtauftrag der Kirche mit.

Im Wesentlichen ist der Kirchenkreis von kleineren Ge-
meinden geprägt; nur in den Städten Schwarzenbek, Lauen-
burg, Mölln und Ratzeburg gibt es Kirchengemeinden mit
mehr als 4.500 Mitgliedern. Kirchengemeinden mit mehr als
einer Pfarrstelle sind die Ausnahme. Die Förderung der Zu-
sammenarbeit der Kirchengemeinden untereinander und der
Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Interessen von
Land und Stadt erfordern ein hohes Maß an Kommunikati-
onsfähigkeit, Sensibilität und Integrationskraft. In dem neuen
großen Kirchenkreis soll die Pröpstin oder der Propst mit Sitz
in Ratzeburg für die Dienste und Werke zuständig sein, sich
selbstbewusst in die politischen und sozialen diakonischen
Belange einbringen und ein kompetenter Gesprächspartner
in all diesen Fragen sein. Wir stellen uns eine Bewerberin oder
einen Bewerber mit Integrationskraft und Leitungswillen,
aber auch hoher seelsorgerlich-theologischer Kompetenz vor.
Wichtig wird sein, dass sie oder er den zahlreichen ländlichen
Kirchengemeinden in besonderer Weise zugeneigt ist und die
Aufgabe der praktischen und seelsorgerlichen Begleitung
von Pastorinnen und Pastoren in kleinen Kirchengemeinden
gerne wahrnimmt. 

Wir wünschen uns eine Pröpstin oder einen Propst mit gro-
ßem Engagement für den Beruf des Pastors und Freude an der
Gestaltung von Gottesdiensten. Die Entwicklung der geistli-
chen Ausstrahlung des Kirchenkreises verlangt eine überzeu-
gende  Wahrnehmung der Leitungsfunktionen und Offenheit
für nordelbische Entwicklungen.
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Predigtstätte für die Pröpstin oder den Propst ist St. Petri in
Ratzeburg. An diese Gemeinde wird die Pröpstin oder der
Propst angebunden sein. 

Eine Dienstwohnung ist in der Marienstr. 5 in Ratzeburg
vorhanden.
Auskünfte erteilen: Bischöfin Wartenberg-Potter, Tel. 0451/
79 07 860, der Vorsitzende der Kirchenkreissynode von We-
del, Tel. 04104/5068, und Oberkirchenrat Magaard, Tel. 0431/
97 97 820.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte an die Bischöfin für den
Sprengel Holstein-Lübeck, Frau Bärbel Wartenberg-Potter,
Bäckerstraße 3-5, 23564 Lübeck.

Die Bewerbungsfrist endet mit dem Ablauf des 15. Sep-
tember 2007.  

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingehende Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben. 

Az.: 20 KK Herzogtum Lauenburg Propstenamt – P Ma/P He

*

In der Ev.- Luth. St. Johannes-Kirchengemeinde Kremper-
heide, Kirchenkreis Münsterdorf, ist die 1. Pfarrstelle vakant
und soll zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit einem Pastor,
einer Pastorin, einem Pastorenehepaar (Dienstverhältnis
100 %) besetzt werden.

Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Beauftragtengre-
miums.

Die St. Johannes-Kirchengemeinde hat ca. 3.700 Gemeinde-
glieder in zwei gleich großen Pfarrbezirken. Die 1. Pfarrstelle
besteht aus den Ortschaften Kremperheide und Kremper-
moor unmittelbar angrenzend an die Kreisstadt Itzehoe. Ne-
ben dem zweckmäßigen und geräumigen Gemeindezentrum
mit Kirchsaal und Pfarrwohnung (Residenzpflicht) gibt es
eine kleine Kapelle, die überwiegend für Amtshandlungen
genutzt wird.

In Kremperheide befindet sich eine Grundschule. Weiter-
führende Schulen in Krempe und Itzehoe sind mit dem Bus
oder der Bahn gut erreichbar. Autobahnanschluss an die A 23
ist vorhanden.

Die St. Johannes-Kirchengemeinde ist Trägerin einer drei-
gruppigen Kindertagesstätte, einer Diakonie-Sozialstation,
einer betreuten Altenwohnanlage mit 35 Wohnungen und
eines Friedhofes. Ein großer Kreis von haupt- und ehrenamt-
lichen Mitarbeitern/innen engagiert sich in der vielfältigen
und lebendigen Gemeindearbeit. Der Gottesdienst hat einen
hohen Stellenwert.

Es hat in letzter Zeit Schwierigkeiten in der Zusammen-
arbeit gegeben mit der Folge, dass der Kirchenvorstand mehr-
heitlich zurücktrat und seine Aufgaben einem Beauftragten-
gremium übertragen wurden.

Wir wünschen uns einen Pastor/eine Pastorin/ein Pastoren-
ehepaar, der/die/das durch den lebendigen Glauben an Jesus
Christus geprägt ist und die christliche Botschaft lebensnah
und einladend in Wort und Tat weitergeben will sowie bereit
ist, sich mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern den viel-
fältigen Anforderungen unserer Kirchengemeinde zu stellen.
Wir hoffen auf Bewerber/innen, die leitungs-, team- und inte-
grationsfähig sind, dabei an Bewährtes anknüpfen, aber auch
neue Ideen einbringen und aktiv Gemeindeaufbau betreiben.
Wichtig sind weiterhin die Offenheit für Menschen aller

Altersstufen und verschiedener Frömmigkeitsstile sowie die
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit benachbarten Gemein-
den.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf sind zu rich-
ten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Münsterdorf, Dr.
Thomas Bergemann, Kirchenstraße 6, 25524 Itzehoe.

Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Beauftragtengremi-
ums Pastor i.R. K.-W. Steenbuck, Tel. 04823 – 920250, Pastor
Rainer Jungnickel, Tel. 04124 – 549051 und Propst Dr. Thomas
Bergemann, Tel. 04821 – 3035.

Die Bewerbungsfrist endet am 10. September 2007.

Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht
der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangen Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben. 

Az.: 20 St. Johannes Kremperheide (1) – P Ha

*

Die Deutsche Evangelische Kirchengemeinde in Lissabon
sucht zum 1. März 2009 für 6 Jahre eine engagierte Pfarrerin/
einen engagierten Pfarrer (auch Pfarrehepaar).

Erwartet werden:

• Erfahrung,

• ökumenische Offenheit,

• Kommunikation und Kontaktfreude,

• Freude und Bereitschaft für die Erteilung von Religionsun-
terricht (6 bzw. 8 Std. / Woche) an der Deutschen Schule
(bis zum Abitur),

• Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit einem engagierten
Mitarbeiterkreis,

• Betreuung der Filialgemeinden auf Madeira und am
Algarve in Kooperation mit der Gemeindetheologin, den
Prädikanten/innen und ggf. Ruhestandspfarrern/-innen,

• die regelmäßige Betreuung der Deutschen Gemeinde in
Porto,

• Sicherheit in Verwaltung und Organisation, Führerschein
und PC-Kenntnisse.

Eine Dienstwohnung im kombinierten Gemeinde/-Pfarr-
haus mit schönem Garten neben der Kirche an einer sehr leb-
haften Straße sowie ein deutschsprachiger Kindergarten und
Schule bis zum Abitur sind vor Ort vorhanden.

Ein Sprachkurs (bis zu 8 Wochen) wird vor Dienstbeginn
angeboten.

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Informationen
erhalten Sie auf Anfrage beim

Kirchenamt der EKD
Hauptabteilung III
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
Tel.: 0511/2796 – 126/ 127
Fax: 0511/2796 – 725
E-mail: suedeuropa@ekd.de.
Dorthin sind auch die Bewerbungsunterlagen bis zum

30. November 2007 zu richten.

Az.: 2020-3 – P Kä

*



Nr. 8 GVOBl. 2007 Seite 201

Im Kirchenkreis Altona ist die Pfarrstelle für „Kulturdia-
loge an St. Trinitatis Altona“ zum 1. Oktober 2007 mit einer
Pastorin oder einem Pastor (100 %) befristet auf zunächst
5 Jahre zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl durch
den Kirchenkreisvorstand unter Beteiligung des Projektbei-
rats.

Die „Kulturdialoge“ wurden im Mai 2006 als Pilotphase mit
einer z.b.V.-Stelle begonnen. Sie knüpfen an die Tradition der
Stadt Altona und ihrer Hauptkirche St. Trinitatis an. Dazu ge-
hören z.B. die Toleranzkultur: Altona nahm im 18. und
19. Jahrhundert die Religionsverfolgten aus Hamburg auf
und ließ sie sich an der „Großen Freiheit“ ansiedeln; ferner
das reiche jüdische Leben: der jüdische Friedhof gegenüber
der Hauptkirche zählt heute zu den bedeutendsten jüdischen
Kulturdenkmälern Europas; sowie der Dialog mit Handel
und Wirtschaft: dazu zählt bis heute der Fischmarkt sowie
das in seinem Umfeld neu angesiedelte Gewerbe. Zur Tradi-
tion der Kirche in Altona gehört der Dialog mit diesen und an-
deren gesellschaftlichen Kräften und die gegenseitige kultu-
relle Durchdringung. 

Diesen Dialog haben wir mit unserem Projekt neu aufge-
nommen und nach Art einer Akademie gestaltet. Zahlreiche
Veranstaltungen haben inzwischen in der Hauptkirche
St. Trinitatis, aber auch in Nachbarkirchen oder im „Kultwerk
West“ stattgefunden. Es wurde die Zusammenarbeit mit den
heutigen Kulturträgern des Stadtteils gesucht. 

In der Pilotphase ist es gelungen, dem Projekt Profil zu ge-
ben und es – über Altona hinaus – bekannt zu machen. Auf-
gabe in den kommenden Jahren ist es, das Profil weiter zu
schärfen, die Bekanntheit zu steigern und die Verankerung
im kulturellen Leben der Stadt zu vertiefen. Da der Kirchen-
kreis Altona zum 1. Mai 2009 mit seinen westlichen Nachbar-
kirchenkreisen fusioniert, kommt diesem Projekt auch die Be-
deutung zu, die urbanen Themen Altonas im neuen Kirchen-
kreis sichtbar und für den ganzen Kirchenkreis fruchtbar
werden zu lassen. 

Die Hauptkirche St. Trinitatis ist zugleich Predigtstätte der
Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers. Die Arbeit wird
von einem Beirat begleitet, dem neben Mitgliedern des Kir-
chenkreisvorstandes und des Kirchenvorstandes der Haupt-
kirche St. Trinitatis auch Vertreter der Nachbargemeinden
und des kulturellen Lebens angehören. 

Gesucht wird eine Persönlichkeit mit fundierter theologi-
scher, historischer und kultureller Bildung, die in der Lage ist,
dem Projekt eine eigene Prägung zu geben. Gute Kommuni-
kationsfähigkeit, Freude an Diskussionen, auch mit Men-
schen außerhalb der Kirche, sowie die Fähigkeit, die eigene
Arbeit selbständig zu strukturieren, sind weitere unverzicht-
bare Voraussetzungen für diese Arbeit. Vorhandene Kon-
takte im kirchlichen und kulturellen Bereich wären hilfreich. 

Ein Pastorat ist nicht vorhanden. Der Kirchenkreis wird
ggf. bei der Wohnungssuche behilflich sein. 

Auskünfte erteilen Pastor Dr. Jörg Herrmann, Telefon 040/
3 90 36 46, sowie Propst Dr. Horst Gorski, Telefon 040/
32 52 27 20.

Bewerbungen sind zu richten an den Propst des Kirchen-
kreises Altona, Dr. Horst Gorski, Hohenzollernring 24, 22763
Hamburg.

Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 31. August 2007.
Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht

der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben. 
Az.: 2010 – P He

*

In der Kirchengemeinde Wilster, Kirchenkreis Münster-
dorf, wird die 1. Pfarrstelle (100 %) vakant und ist zum
nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen.

Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.
Die Kirchengemeinde hat 4.900 Gemeindeglieder und er-

streckt sich auf die Stadt Wilster sowie acht nahe gelegene
Landgemeinden der Wilstermarsch. Im Mittelpunkt der Stadt
steht die von Licht durchflutete spätbarocke St. Bartholo-
mäus-Kirche. In unmittelbarer Nachbarschaft befinden sich
das Gemeindehaus und das geräumige Pastorat. Die Gemein-
de ist Trägerin einer Kinderstube und des Friedhofs.

In der Kirchengemeinde besteht ein reges Leben. Es gibt
Gruppen für alle Altersstufen und mehrere Chöre. In der
Konfirmandenarbeit hat sich seit 18 Jahren eine besondere
Form des Unterrichts („Wilsteraner Modell“) bewährt.

Der Kirchenvorstand wünscht sich eine Pastorin/einen Pas-
tor, die/der in den vielfältigen Bezügen der Gemeinde präsent
ist, Freude an der Gestaltung des Gottesdienstes hat, auf Men-
schen zugeht, mit dem Kirchenvorstand, der Pastorin, den
haupt-, neben- und zahlreichen ehrenamtlich Mitarbeitenden
vertrauensvoll zusammenarbeitet, dabei an Bewährtes an-
knüpft, aber auch neue Ideen einbringt und aktiv Gemein-
deaufbau betreibt. Wünschenswert wäre insbesondere die
Bereitschaft, neue Akzente in der Jugendarbeit zu setzen so-
wie Gesprächskreise (Bibelkreise) zu leiten und zu begleiten.

Die Stadt Wilster bietet zahlreiche Einkaufsmöglichkeiten
und eine gute medizinische Versorgung. Alle Schularten sind
in Wilster oder Itzehoe leicht zu erreichen.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf sind zu rich-
ten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Münsterdorf, Dr.
Thomas Bergemann, Kirchenstraße 6, 25524 Itzehoe.

Auskünfte erteilen die Vorsitzende des Kirchenvorstandes
Ulrike Dittmann, Tel. 04823 / 6828, Pastorin Telse Möller-
Göttsche, Tel. 04823 / 6878 und Propst Dr. Thomas Berge-
mann, Tel. 04821 / 3035.

Die Bewerbungsfrist endet am 31. August 2007.
Diese Frist ist eine Ausschlussfrist. Entscheidend ist nicht

der Poststempel, sondern der rechtzeitige Zugang bei der an-
gegebenen Adresse. Verspätet eingegangene Bewerbungen
müssen unberücksichtigt bleiben.

Az.: 20 Wilster (1) – P Ha


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IV.  S te l lenausschreibungen

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Grömitz schreibt ihre
Kirchenmusikstelle (B-Stelle/30 Std.)

zur Wiederbesetzung aus:
Die Kirchengemeinde Grömitz sucht zum 1. Mai 2008 zur

Wiederbesetzung der B-Kirchenmusikstelle (30 Stunden) eine
Kirchenmusikerin oder einen Kirchenmusiker mit Kontakt-
freude, Ideenreichtum, Motivation und Begeisterungsfähig-
keit.

Eine kreative Zusammenarbeit im Bereich kirchlicher Cho-
ral- und Popularmusik mit den Pastoren und Gemeindemit-
gliedern ist erwünscht – dabei sollte neben der rein musikali-
schen Seite auch die inhaltliche und geistliche Aussagekraft
der Kirchenmusik eine leitende Rolle spielen.

Die 3400 Mitglieder umfassende Kirchengemeinde hat nur
eine Predigtstätte, die St. Nicolaikirche (Anno 1230 mit 400
Sitzplätzen; Orgel: Christensen 1993/III/27). Die Kantorei um-
fasst einen kirchlichen Frauenchor mit ca. 15 Mitgliedern und
einen gemischten Gospelchor mit ca. 25 Mitgliedern. Der Gos-
pelchor wird ehrenamtlich geleitet. Beide Chöre nehmen re-
gen Anteil an der gottesdienstlichen Gestaltung und geben
Kirchenkonzerte. In den Sommermonaten Juni bis September
findet einmal wöchentlich eine halbstündige „Kleine Abend-
musik“ statt. Sie wird musikalisch sehr bunt und abwechs-
lungsreich (auch mit auswärtigen Musikern und Sängern) ge-
staltet.

Arbeitsschwerpunkte sind bisher die Begleitung der sonn-
täglichen Gottesdienste, die musikalische Gestaltung von
Sondergottesdiensten, sowie Nachmittags- oder Abendgot-
tesdiensten, die Begleitung von Beerdigungs-, Hochzeits- und
Taufgottesdiensten, 2 x wöchentlich ein einstündiges Singen
mit den Kindern im ev. Kindergarten, die Leitung des
Frauenchores und die Organisation und Durchführung der
„Kleinen Abendmusik“.     

Begrüßenswert wäre die Umwandlung des Frauenchores
in einen gemischten Kantoreichor sowie ein Angebot im Be-
reich der Kinder- und/oder Jugendchorarbeit; eigene und an-
dere Schwerpunktsetzungen sind selbstverständlich mög-
lich.

Grömitz ist ein großes Ostseebad 40 km nördlich von Lü-
beck. Der Tourismus spielt eine große Rolle (31.000 Betten).
Entsprechend groß ist während der Saison das Freizeit- und
Kulturangebot. Grömitz hat eine Grund-, Haupt- und Real-
schule. Das Gymnasium mit Schulbusanbindung ist in Neu-
stadt, ca. 10 km entfernt.

Bei der Wohnungssuche ist die Kirchengemeinde behilf-
lich.

Die Vergütung erfolgt nach KAT.
Die Mitgliedschaft in der Nordelbischen Ev-Luth. Kirche

oder einer anderen Gliedkirche der EKD wird vorausgesetzt.
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden erbeten

bis zum 31. September 2007 an:
Ev.- luth. Kirchengemeinde Grömitz
Schulweg 1, 23743 Grömitz

Auskünfte erteilen gerne: 
Pastor Holger J. Lorenzen, Tel: 04562/ 25260.
E-Mail: Pastor.Lorenzen@arcor.de
Johannes Schlage, Kirchenmusikbeauftragter im Kirchen-
kreis Oldenburg/H.
Tel.: 04371/ 3166. E-Mail: jschlage@aol.com

Az.: 30 – Grömitz – T Br / T Ille



V.  Personalnachr ichten

Ordinier t  wurden:
am 28. Mai 2007 die Vikarin Wiebke Ahl fs ;
am 17. Juni 2007 die Vikarin Katja Burgmann;
am 17. Juni 2007 der Vikar Stefan Egenberger  ins Ehrenamt;
am 28. Mai 2007 die Vikarin Corinna Gehrke ;
am 17. Juni 2007 der Vikar Alexander Höner  ins Ehrenamt;
am 28. Mai 2007 der Vikar Dr. Jan Jackisch ;
am 17. Juni 2007 der Vikar Lars Pe tersen  ins Ehrenamt;
am 17. Juni 2007 der Vikar Jan Roßmanek ;
am 17. Juni 2007 die Theologin Sandra Ruge ins Ehrenamt;
am 17. Juni 2007 der Vikar Christoffer Sach  ins Ehrenamt;
am 17. Juni 2007 die Vikarin Andrea Schmidt ;
am 17. Juni 2007 die Vikarin Corinna Senf ;
am 28. Mai 2007 der Vikar Lutz Thie le ;
am 17. Juni 2007 der Vikar Kay Friedrich Thomsen ins

Ehrenamt;
am 28. Mai 2007 die Vikarin Katja Unkel ;

am 17. Juni 2007 die Theologin Dr. Cornelia von Te ichman
ins Ehrenamt;

am 28. Mai 2007 der Vikar Sven Warnk;
am 28. Mai 2007 der Vikar Andreas Wendt ;
am 17. Juni 2007 der Vikar Dr. Tobias Woydack .

Ernannt  wurden:
mit Wirkung vom 1. August 2007 bei gleichzeitiger Begrün-

dung des Pfarrerdienstverhältnisses auf Lebenszeit der
Pastor z.A. Björn Begas , Bad Bramstedt, zum Pastor der
Luther-Kirchengemeinde Hamburg-Bahrenfeld – 2. Pfarr-
stelle –, Kirchenkreis Altona;

mit Wirkung vom 1. Juli 2007 die Pastorin z. A. Susanna
Kschamer , Eutin, im Rahmen ihres privatrechtlichen
Dienstverhältnisses zur Pastorin der Kirchengemeinde
Kaltenkirchen –  3. Pfarrstelle –, Kirchenkreis Neumünster;

mit Wirkung vom 16. Juni 2007 die Pastorin Miriam Kühn-
holz , Westensee, zur Pastorin der St. Johannes-Kirchenge-
meinde Schacht-Audorf – 2. Pfarrstelle –, Kirchenkreis
Rendsburg;
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mit Wirkung vom 1. August 2007 die Pastorin Susanne Leh-
mann-Fahrenkrug, Hamburg, zur Pastorin der gemein-
samen Pfarrstelle der Erlöser- und Gnaden-Kirchenge-
meinde Hamburg-Lohbrügge, Kirchenkreis Stormarn –
Bezirk Wandsbek-Billetal –;

mit Wirkung vom 1. August 2007 die Pastorin Susanne
Ulr ichsen , Niendorf/St., zur Pastorin der St. Laurentius-
Kirchengemeinde Munkbrarup, Kirchenkreis Angeln.

Bes tä t ig t  wurden:
mit Wirkung vom 1. Juli 2007 die Wahl des Pastors Martin

Hofmann, Hamburg, zum Pastor der Christus-Kirchen-
gemeinde Hamburg-Othmarschen – 2. Pfarrstelle – Kir-
chenkreis Altona;

mit Wirkung vom 1. Mai 2007 die Wahl des Pastors Harry
Meyer , Eckernförde,  zum Pastor der St. Nicolai-Kirchen-
gemeinde Eckernförde – 2. Pfarrstelle –, Kirchenkreis
Eckernförde.

Berufen  wurden:
mit Wirkung vom 1. Oktober 2007 die Pastorin Wiebke

Böckers , Kahleby, bis einschließlich 30. April 2009 in die
Pfarrstelle des Kirchenkreises Angeln für die Ambulante
Pflege Angeln (erneute Berufung);

mit Wirkung vom 1. Juli 2007 bis einschließlich 30. Juni 2012
die Pastorin Christine Brämer , Lübeck, in die 2. Pfarrstel-
le des Kirchenkreises Lübeck für Krankenhausseelsorge
am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein Campus Lü-
beck;

mit Wirkung vom 1. August 2007 bis einschließlich 31. Au-
gust 2010 der Pastor Klaus Eulenberger  zum Pastor der
3. Pfarrstelle des Prediger- und Studienseminars der NEK
in Ratzeburg – Mentor für die Region Nordelbien Süd/Ost
(erneute Berufung);

mit Wirkung vom 1. November 2007 bis einschließlich 31. Ok-
tober 2012 die Pastorin Ruth Gänßler -Rehse , Eutin, in
die Pfarrstelle des Kirchenkreises Eutin für das Frauen-
werk (erneute Berufung);

mit Wirkung vom 1. Oktober 2007 bis einschließlich 30. Sep-
tember 2009 der Pastor Andreas P ieper , Eutin, in die
3. Pfarrstelle des Kirchenkreises Eutin für Krankenhaus-
seelsorge (erneute Berufung);

mit Wirkung vom 17. Juli 2007 bis einschließlich 16. Juli 2009
der Pastor Christian S ievers , Kiel, in die 50. Pfarrstelle
der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung mit
besonderem Auftrag; 

mit Wirkung vom 1. August 2007 für die Dauer von 5 Jahren
der Pastor Dr. Martin Vet ter  bei gleichzeitiger Übernah-
me in den Dienst der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche und
Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf Le-
benszeit zur NEK in die 1. Pfarrstelle des Pastoralkollegs
der NEK und der Pommerschen Ev. Kirche mit dem
Dienstsitz in Ratzeburg.

Ver länger t  wurde :

die Amtszeit des Pastors Dr. Hans-Günther Waubke  als
Inhaber der 3. Pfarrstelle des Kirchenkreises Alt-Hamburg
für pfarramtliche Vertretungsdienste über den 31. August
2007 hinaus bis einschließlich 31. Dezember 2007.

Beauf t ragt  wurden:

mit Wirkung vom 1. Juli 2007 die Pastorin z. A. Wiebke Ahl fs
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der
2. Pfarrstelle der Michaelis-Kirchengemeinde Kiel, Kir-
chenkreis Kiel;

mit Wirkung vom 1. Juli 2007 der Pastor z. A. Holger Bente le
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1.
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Schwarzenbek, Kirchen-
kreis Herzogtum Lauenburg;

mit Wirkung vom 7. Mai 2007 der Pastor z. A. Hauke
Chr is t iansen  mit einem Auftrag zur Dienstleistung im
Ev. Regionalzentrum Westküste (Auftragsänderung).

Beur laubt  wurden :

mit Wirkung vom 1. September 2007 auf die Dauer von sechs
Jahren bis einschließlich 31. August 2013 die Pastorin Bea-
trix Zoske , Hamburg, gem. § 92 des Pfarrergesetzes der
VELKD, für den kirchlichen Auslandsdienst der EKD in
Belgien;

mit Wirkung vom 1. September 2007 auf die Dauer von sechs
Jahren bis einschließlich 31. August 2013 der Pastor Robert
Zoske , Hamburg, gem. § 92 des Pfarrergesetzes der
VELKD, für den kirchlichen Auslandsdienst der EKD in
Belgien.

In  den  Ruhestand verse tz t  wurde :

mit Wirkung vom 1. November 2007 der Pastor Michael
Fe ige  in Tetenbüll.
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†
Pastor i.R.

Hans-Joachim Diebenkorn
geboren am 19. Januar 1928 in Stettin
gestorben am 7. Juni 2007 in Lübeck

Der Verstorbene wurde am 5. Juni 1955 in Lübeck ordi-
niert.
Anschließend war er bis zu seiner Zurruhesetzung am
1. Oktober 1982 Pastor der Kirchengemeinde St. Philip-
pus in Lübeck.
Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche erinnert sich dank-
bar an den Dienst von Pastor Diebenkorn.
Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit schauen.

Vers torben  im  Ruhes t and :

†
Pastor i.R.

Klaus-Achim Garmatter
geboren am 25. Dezember 1925 in Sorau/Lausitz

gestorben am 25. Mai 2007 in Hamburg
Der Verstorbene wurde am 12. April 1953 in Kiel ordi-
niert.
Anschließend war er bis Oktober 1962 Pastor in Büdels-
dorf und bis September 1969 Pastor für Studentenseel-
sorge an der Pädagogischen Hochschule Flensburg.
Von Oktober 1969 bis Mai 1981 war er Pastor der Kreuz-
Kirchengemeinde Wandsbek und von Juni 1981 bis zu
seiner Zurruhesetzung am 1. Januar 1991 der Kirchen-
gemeinde St. Anschar zu Hamburg.
Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche erinnert sich dank-
bar an den Dienst von Pastor Garmatter.
Jesus Christus lasse ihn die ewige Herrlichkeit schauen.
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